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Preußen. 

Berlin, 21. Juli. [Amtl. Art. d. St.⸗Anz.] 
Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
dem bei dem Land» und Stadt⸗-Gerichte zu Worbis 
fungirenden Land- und Stadtgerichts-Aſſeſſor Gerling 
und dem Ober⸗Landes⸗Gerichts⸗Aſſeſſor Daubert den 
Charakter als Land: und Stadtgerichts-Rath zu ver: 
leihen. 

Bei der heute beendigten Ziehung der 1. Klaſſe 
98. königl. Klaſſen⸗Lotterie fiel der Hauptgewinn von 
5000 Rthl. auf Nr. 37,104; 1 Gewinn von 1000 
Rthl. auf Nr. 58,017; 2 Gewinne zu 500 Mehl. fies 
len auf Nr. 5849 und 46,686; 3 Gewinne zu 200 
Rthl. auf Nr. 2174. 33,124 und 83,915; und 4 
Gewinne zu 100 Rrhl. auf Nr. 12,462. 14,155. 
38,366 und 74,874. 

Abgereiſt: Der Fürſt Konſtantin Suzzo, 
Statthalter der Wallachei, nach Wien. 

[Entwurf eines Geſetzes wegen umgeſtaltung 
der Domainen- und Forſtverwaltung in den Pro⸗ 
dinzen.] Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gna⸗ 
den König von Preußen ꝛc. ꝛc. verordnen auf den Antrag 
Unſeres Staatsminiſteriums, in Uebereinſtimmung mit der 
zur Vereinbarung der preußiſchen Staats-Verfaſſung beru⸗ 
fenen Verſammlung, was folgt: 

Artikel 1. Die Verwaltung der Domainen und der 
Staatsforſten wird von den Regierungen getrennt. 

Artikel 2. Dieſelbe iſt unter Aufhebung der kollegia⸗ 
liſchen Form einzeln ſtehenden Beamten (Domainen⸗Direk⸗ 
toren und Forſt⸗Direktoren) zu übertragen. : 

Artikel 3. Die Direktoren werden vom Könige er: 
van tel 4. Die Direktoren erhalten die Rechte und 
Pflichten der bisherigen Regierungs⸗Abtheilungen für die 
Verwaltung der Domainen und Forſten. Der Finanzmini⸗ 
ſter wird den Domainen⸗ und Forſt⸗Direktoren zur näheren 

eſtſtellung ihrer Befugniſſe und ihres gegenfeitigen Ver: 
Naniſſe eine neue Dienſt⸗Inſtruktion an Stelle der jetzigen 
e eee mit königlicher Genehmigung er⸗ 

eilen. . 
Artikel 5. Die Theilnahme an der Polizei⸗ und 
Gemeinde⸗Verwaltung, welche bisher den Regierungs-Ab⸗ 
theilungen für die Verwaltung der Domainen und Forſten 
kultand⸗ geht nicht auf die Direktoren über, ſondern ver⸗ 
leibt bis auf Weiteres den Regierungen in ihrer Eigen⸗ 
ſchaft als Landes: Polizeibehörden. a 

Artikel 6. Der Finanzminiſter ift mit der Aus füh⸗ 
rung dieſes Geſetzes beauftragt. Urkundlich ꝛc. 

Die deutſche Bundes-Verſammlung hat in ihrer 
27ſten diesjährigen Sitzung vom 2. April d. J. den 
Beſchluß gefaßt: 

„daß, nachdem die ſeit dem Jahre 1819 erlaſſe⸗ 
nen ſogenannten Ausnahme-Geſetze des deutſchen 
Bundes unter veränderten Umſtänden bereits al⸗ 
lenthalben außer Wirkſamkeit getreten, dieſelben 
für ſämmtliche Bundesſtaaten aufgehoben, mithin 
als bereits völlig beſeitigt zu betrachten und, wo 
es noch erforderlich befunden werden ſollte, dar⸗ 
über die nöthigen Bekanntmachungen zu erlaſſen 
ſeien.“ 

Dieſer Beſchluß begreift, wie ſich auf desfallſige 
amtliche Rückfragen näher herausgeſtellt hat, auch die 
im Jahre 1819 wegen der Anſtellung von außerordent⸗ 
lichen Regierungs- Bevollmächtigten bei den deutſchen 

niverſitäten gefaßten Bundesbeſchlüſſe in ſich. Es iſt 
aher von verſchiedenen Seiten ber, ſowohl von den 
akademiſchen Senaten, als auch von außerordentlichen 

gierungs⸗Bevollmächtigten ſelbſt, der Antrag geſtellt 
worden, dem desfallſigen Beſchluſſe auch auf den preu⸗ 
Bifchen Landes⸗Univerſitäten unverzügliche Folge zu ge⸗ 
en und die Thätigkeit der außerordentlichen Regierungs⸗ 
Bevollmächtigten außer Wirkſamkeit treten zu laſſen. 


—— 


Das Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts- und Me⸗ 


dizinal⸗Angelegenheiten hat dieſen Anträgen entſprochen 
und zu dieſem Ende die außerordentlichen Regierungs⸗ 


Bevollmächtigten an den dieſſeitigtn Landes⸗Univerſitä⸗ 
ten veranlaßt, ſich der auf dieſer Eigenſchaft beruhen: 
den Funktionen in Zukunft zu enthalten und ſich ledig⸗ 
lich auf diejenige Wirkſamkeit zu beſchränken, welche 
bereits die frühere Geſetzgebung, namentlich die Ver⸗ 
ordnung wegen verbeſſerter Einrichtung der Provinzial⸗, 
Polizei- und Finanz-Behörden vom 26. Dez. 1808, 
deren Beſtimmungen ſich in Nr. 5 der Inſtruktion 
vom 18. November 1819 wiederholt finden, den Ku⸗ 
ratoren an den Univerſitäten beilegt. — Die bereits 
eingeleiteten und ſchnell vorſchreitenden Verhandlungen 
und Berathungen der Univerſitäten über deren künftige 
Geſtaltung erſtrecken ſich auch auf die etwanigen Abän⸗ 
derungen in der Einrichtung der Univerſitäts-Kurato⸗ 
rien. Es wird daher darüber zu ſeiner Zeit das Mei: 
tere im geſetzlichen Wege verordnet werden. 
(Staats = Anz.) 

7 Berlin, 20. Juli. Der wichtigſte Beſchluß, 
welchen heute die Verfaſſungs⸗Commiſſion mit großer 
Majorität gefaßt hat, iſt folgender: „Verleihungen 
von Titeln, die nicht unmittelbar mit dem Amte 
verbunden ſind, und von Orden, ſo wie Ver⸗ 
theilung von Gratifikationen oder andern unre⸗ 
gelmäßigen Gehaltszuſchüſſen, unter welchem 
Namen es auch ſei, an Richter darf nicht ſtatt⸗ 
finden.“ Was die Vertheilung von Gratifikationen 
und andern unregelmäßigen Gehaltszuſchüſſen betrifft, 
ſo hat die Kommiſſion beſchloſſen, dieſe Beſtimmung 
nicht nur auf die Richter, ſondern auf alle Beamte 
auszudehnen. Hoffentlich wird der von der Kommiſſion 
ausgeſprochene Vorſchlag zum allgemeinen Grund: 
ſatze in allen Zweigen der Staatsverwaltung erhoben 
und dadurch dem unnützen und eiteln Titel- und Or⸗ 
den⸗Unweſen ein mächtiger Damm entgegengeſetzt. Dies 
Unweſen wird allerdings als eine Spielerei betrachtet; 
aber es iſt eine gefährliche Spielerei, ganz geeignet, 
das bureaukratiſche Element nach Innen und Außen 
zu kräftigen. — Leider ſteht dem bald vollendeten Ver⸗ 
faſſungs-Entwurfe noch eine große Calamität bevor, 
welcher er vielleicht gänzlich erliegen kann. Nach dem 
Reglement geht er nun erſt durch ſämmtliche acht Ab⸗ 
theilungen, um von dieſen noch einmal gehörig gebür⸗ 
ſtet, geſtriegelt und friſirt zu werden. Glückt es ihm 
nun auch, nicht ganz und gar zerzauſt und zerriſſen 
herauszukommen, ſo wird er nochmals einer ſogenann⸗ 
ten Central⸗Kommiſſirn überwieſen, welche ihn zum 
zweiten Mal zu überarbeiten und dabei die Vorſchläge, 
welche in den acht Abtheilungen die Majorität erhal⸗ 
ten habe, aufzunehmen und zu berückſichtigen hat. 
Daß der Kommiſſions⸗Entwurf nach dieſer doppelten Ka⸗ 
ſteiung nicht beſſer werden wird, kann ich Sie verſi⸗ 
chern. Gewiß wäre es in dieſem Falle zweckdienlicher 
und erſprießlicher, den Entwurf ſofort ins Plenum 
zu bringen; follte aber, wie zu erwarten iſt, dies nicht 
beliebt werden, ſo müßte wenigſtens die jetzige Kom⸗ 
miſſion, als die mit der Arbeit und ihren Motiven 
bereits vertraute, beſtehen bleiben, um die ſpätere Ueber⸗ 
arbeitung nochmals vorzunehmen. Geſchieht dies nicht, 
fo werden abermals 4 — 5 Wochen vorübergehen, ehe 
der Entwurf das Tageslicht erblickt. Vielleicht machen 
dann die conſervativen und reactionairen Geiſterſeher 
die Entdecung, daß die Linke jene Werzögerung aM 
ſichtlich herbeigeführt habe! — Außer dem 2 8 et 
wurfe, die Umgeftaltung der n ps 5 
Verwaltung betreffend, ſind jetzt auch die en 
dem Entwurfe eines Gefeges wegen ne T 
hebung mehrerer Laſten und Abgaben an die Abgeord⸗ 
neten vertheilt worden. Da die in der Einleitung zu 
letzteren ausgeſprochenen Grun 


700... ñ̃ x 1 


dfäge den Standpunkt auch 


des jetzigen Miniſteriums ziemlich klar veranſchaulichen, 
ſo theile ich Ihnen die betreffenden Stellen in ihrer 
ganzen Ausdehnung mit. Sie lauten: 


Nach dem unglücklichen Kriege der Jahre 1806 u. 1807 
erkannte die Staatsverwaltung, daß die Verbeſſerung der in⸗ 
nern, in vielen Beziehungen drückenden und jeden Lufſchwung 
hemmenden Zuſtände des preußiſchen Staates das einzige 
Mittel der Rettung ſei, um durch die kräftige Entwickelung 
im Innern die materiellen Verluſte zu erſetzen. Neben der 
Belebung der Induſtrie durch Aufhebung des Zunft⸗ und 
Gewerbezwanges, neben der Erweckung des Gemeinſinns in 
den Städten burch die Verleihung der Städte-Ordnung trat 
als eines der dringendſten Bedürfniſſe die Nothwendigkeit 
hervor, die Lage der ländlichen Bevölkerung zu verbeſſern, 
welche großentheils im Unterthänigkeitsverhältniß ſtand und 
nicht einmal durchgängig im Beſitze der von ihm benutzten 
Grundſtücke geſichert war. Durch das Edikt v. 9. Okt. 1807 
verſchwand der Unterſchied zwiſchen Freien und Unfreien. 
Das Edikt vom 14. September 1811 gewährte dem frei 
Gewordenen das Eigenthum an feinem Beſitze. Dieſe der 
ländlichen Bevölkerung zugewendeten Vortheile heiſchten 
nicht unbeträchtliche Opfer der Rittergutsbeſitzer, indeſſen 
der patriotiſche Sinn brachte ſie willig, anerkennend das 
Beſtreben der Staats⸗Verwaltung mit billiger Berückſichti⸗ 
gung der Verhältniſſe den nothwendigen Fortſchritt zu zeit⸗ 
gemäßen Verbeſſerungen anzubahnen. Der preiswürdige Ges 
danke der freiern Entwickelung der ländlichen Verhaͤltniſſe 
wurde indeffen im erſten Augendlicke nicht vollſtändig aufge⸗ 
In und auch in feiner ſpätern Durchführung darauf 
beſchränkt, hauptſächlich die gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhält⸗ 
niffe der größern Grundbeſitzer zu ordnen. Es bedarf kei⸗ 
ner beſondern Ausführung, daß jetzt der Zeitpunkt eingetre⸗ 
ten iſt, wo die noch übrigen Schranken der freien Entwicke⸗ 
lung der Landes⸗Kultur und der perfönlihen Freiheit fallen 
müſſen. Es würde indeſſen dieſes Werk wiederum zu einer 
halben Maßregel werden, wenn dabei nur das gutsherrlich⸗ 
bäuerliche Verhältniß aufgefaßt werden ſollte. Nicht nur 
deſſen mit dem Zeitgeiſt nicht weiter vereinbares Band gilt 
es zu löſen, ſondern von einem allgemeinen Standpunkte 
das Bedürfniß der Zeit aufzufaſſen und allgemein die Hem⸗ 
mungen zu beſeitigen, welche die Abhängigkeit des Grundbe⸗ 
ſitzes von fremder Einwirkung mit ſich führt. Es ift hin 
und wieder ausgeſprochen worden, daß zur Löſung dieſer 
Verhältniffe und namentlich der Pflichten des bäuerlichen 
Standes gegen die Gutsherrſchaften, deren unentgeldliche 
Aufhebung gerechtfertigt ſei; alle dieſe Verpflichtungen ſeien 
Feudallaſten, deren Uebernahme dem bäuerlichen Wirth im 
früheren Verhältniß der Erbunterthänigkeit ohne feine freie 
Einwilligung aufgedrungen worden. Einfach wäre dieſes 
Mittel allerdings. Sollte auf eine ſolche Anſicht eingegan⸗ 
gen werden, ſo würden wenigſtens auch alle Verpflichtungen 
der Gutsherren gegen bäuerliche Wirthe unentgeltlich auf⸗ 
zuheben ſein; eine konſequente Durchführung jener Voraus⸗ 
ſetzung aus dem rein rechtlichen Standpunkte würde aber zu 
dem Reſultat führen, daß nicht der Erlaß der gutsherrlichen 
Berechtigungen, ſondern die Verpflichtung der bäuerlichen 
Wirthe zu folgern wäre, die unter überläftigen Bedingungen 
erworbenen Grundstücke zurückzugeben, und dies um fo mehr, 
als ein urſprünglich von gutsherrlichen Laſten völlig freier 
Bauernſtand in Deutschland niemals eriſtirt hat. Mag in 
der Aufregung des Augenblicks auch bin und wieder das 
Gefühl für Recht und Billigkeit dergeſtalt in den Hinter⸗ 
grund getreten fein, daß, wie einige Falle vorgekommen, 
ven bäuerlichen Wirthen außer der nen Aufhes 
bung ihrer Verpflichtungen fogar bie nräumung nie be⸗ 
ſtandener oder längſt gegen Eniſchädigung aufgehobener Be, 

; errſchaftlichen Grundſtücken bege 
rechtigungen auf den her ot di x gehrt 
werden, fo wird hoffentlich fel ft dieſen Antragſtellern all: 
mälig die Unzuläffigteit ihrer Wünsche einleuchten. Kein Uns 
befangener, billigDentender wird ſolche Anſichten theilen, die 
Staatsverwaltung aber kann und darf ſich denſelben durchaus 
nicht anſchließen. Für eine Entſchädigung der Berechtigten im 
Allgemeinen ſprechen Recht und Billigkeit um fo mehr, als 
die erechtigten und verpflichteten Grundſtücke mit den Rechten 
und Pflichten in Kauf und Erbſchaft von Hand zu Hand 
gegangen find, mithin überall bei der Erwerbung der Grund» 
ftüde deren Belaftung für den gegenwärtigen Beſiter in 
Abzug gekommen iſt. — Wenn dennoch einzelne Verhältniffe, 
deren innere Begründung mangelhaft oder deren Fortdauer 
mit der allgemeinen Wohlfahrt und den Anforderungen 
Zeitgeiſtes nicht vereinbar iſt, ohne Entſchädigung aulgebo⸗ 
ben werden, fo mögen die dadurch Betroffenen nicht o 
nen, daß ſie nicht allein dem allgemeinen Beſten, ſondern 
ihrem eigenen wohlverſtandenen Intereſſe einige Opfer 


bringen, um das Verhältniß der Klaſſen der Berechtigten 
und Verpflichteten zu einem friedlichen und freundlichen zu 
geſtalten und dadurch dem Grundbeſitz überhaupt die Stel⸗ 
lung im Staate zu bewahren, welche ihm zum Heile des 
Ganzen gebührt. — Zahlreich ſind ferner die Anträge dar⸗ 
auf, die bereits zu Stande gekommenen Auseinanderſetzun⸗ 
gen aller Art wegen angeblicher Verletzungen und ueberbür⸗ 
dungen zu revidiren und die Entſchädigungen auf ein rich⸗ 
tiges Maß herabzuſetzen. — Inſofern das gegenwärtige Ge⸗ 
ſetz ſich zunächſt nur auf die unentgeltliche Aufhebung ver⸗ 
ſchiedener Laſten bezieht, würden Anträge dieſer Art nur den 
Wegfall der Entſchädigungen betreffen, welche bei der Ab: 
löſung der im § 1 bezeichneten Verhältniſſe bisher feſtge⸗ 
ſtellt worden ſind. — Es iſt indeſſen, da das gegenwärtige 
Geſetz auch den weſentlichſten Einfluß auf die im $ 5 deſ⸗ 
ſelben vorbehaltene Geſetzgebung dußert, hier der Ort, die 
Frage in ihrem gefammten Umfange aufzufaſſen, ob und in 
wie weit überhaupt auf die zu Stande gekommenen Ablö⸗ 
ſungen zurückgegangen werden kann; denn nimint man an, 
daß ein Ablöſungsvertrag rückgängig gemacht werden könne, 
weil die abgelöſte Leiftung, wo fie noch vorkommt, ſpäter⸗ 
hin unentgeltlich aufgehoben wird, ſo liegt die Conſequenz 
fehe nahe, daß auch die Verträge über die Ablöfung von 
Laſten, deren Aufhebung künftig zwar nicht unentgeltlich, 
aber nach ermäßigten Sätzen erfolgen ſoll, in ſo weit auf⸗ 
zuheben feien, als der früher beſtimmte Abfindungsbetrag 
ſich gegen die neu aufzuftellenden Prinzipien höher ſtellt. 
— Der unermeßliche Einfluß, welchen die Entſcheidung die⸗ 
ſer Fragen auf die Verhältniſſe des Grundeigenthums im 
preußiſchen Staate hat, macht es aber nothwendig, die Ge⸗ 
ſammtwirkung in Betracht zu ziehen, welche durch einen 
Eingriff in die Abtöfungsverträge hervorgebracht werden 
würde. — Es wird keinesweges in Abrede geſtellt, daß es 
den Anſchein der Billigkeit hat, diejenigen, welche die jetzt 
unentgeltlich aufgehobenen Laſten bereits abgelöſt haben, in 
gleiche Lage mit denen zu bringen, welche aus Gründen 
mancher Art dieſe Ablöſung bisher unterlaſſen haben. — 
Ein ähnlicher Anſchein der Billigkeit könnte dafür angeführt 
werden, denjenigen Verpflichteten, welche nach den bisher 
ültigen Schätzungsprinzipien oft nicht einmal freiwillig, 
ee durch den Antrag des Berechtigten gezwungen ab⸗ 
gelöſt haben, auch die in Ausſicht geſtellten Erleichterungen 
zu Gute kommen zu laſſen, und der hin und wieder, na⸗ 
mentlich bei kleinern Beſitzern wohl vorgekommenen Ueber⸗ 
bürdung abzuhelfen. Dieſen Billigkeitsgründen ſteht zu: 
nächſt ſchon das formelle Recht und Geſetz direkt entgegen, 
denn es iſt unzweifelhaft durch die Ablöſung eine Umſchaf⸗ 
fung der Verpflichtung im Sinne des § 450 folg. Titel 16 
Theil J. Allgem. Landrechts eingetreten, welche einen rechts⸗ 
begründeten Widerſpruch gegen die umgeſchaffene Verbind⸗ 
lichkeit überhaupt und um ſo mehr in dem Falle ausſchließt, 
wo den Prinzipien einer neuen Geſetzgebung rückwirkende 
Kraft beigelegt werden müßte. — Wollte man indeſſen die⸗ 
ſen rechtlichen Geſichtspunkt bei Seite ſetzen, und vermeint⸗ 
lich zum Wohle der Verpflichteten ein Ausnahmegeſetz er⸗ 
laſſen, ſo darf man doch nicht unterlaſſen, ſich die Folgen 
klar zu machen; dieſe ſind aber mit Sicherheit dahin vor⸗ 
auszuſagen, daß man, um den Verpflichteten Vortheile auf 
einem den Rechtsgrundſätzen aller Zeiten widerſprechenden 
Wege zu verſchaffen, über einen ſehr großen Theil des Grund⸗ 
beſizes im Staate, mithin über den Staat ſelbſt unberechen⸗ 
bares Unheil bringen müßte. — Seit einem Zeitraum von. 
mehr als dreißig Jahren ſind die Regulirungen und Ablö⸗ 
ſungen nach den bisher beſtehenden Geſetzen vorgeſchritten, 
und der größere bäuerliche Grundbeſitz in ſeinen Verhält⸗ 
niſſen zu den Guts herrſchaften meiſtens gegen Entſchädigung 
in Land, Kapital oder Rente regulirt. Viele Tauſende von 
laſſitiſchen Wirthen find zur Eigenthumsverleihung gelangt, 
und nur wenige bisher ſchon regulirungsfähige Wirthe mö⸗ 
gen ſich noch im laſſitiſchen Verhältniſſe befinden; viele 
per von Eigenthümern, Erbpächtern und Erbzinsleu⸗ 
ten haben ihre Leiſtungen ganz oder theilweiſe abgelöſt. 
Die über die Nuseinanderſetzung wegen der bäuerlichen La⸗ 
ſten zu Stande gekommenen zahllofen Verträge haben in 
Verbindung mit den Gemeinheitstheilungen den Rechtszu⸗ 
ſtand des Grundbeſitzes im preußiſchen Staate im umfaſ⸗ 
ſendſten Maße umgeſchaffen und neu begründet. Dieſer 
Rechtszuſtand würde nothwendig aufs Neue in Frage ge 
ſtellt und zerrüttet, wenn man auf eine Revifion der zu Stande 
gekommenen Aus einanderſetzungen eingehen wollte, und dadurch 
in Verbindung mit den unermeßlichen Koſten und zahlloſen 
Prozeſſen dem Grundbeſitz, der Hauptgrundlage des National⸗ 
wohlſtandes, eine ſchwer heilbare Wunde geſchlagen. In einer 
Zeit, wo Eintracht vor Allem Noth thut, um Freiheit und 
Ordnung dauernd zu begründen, würde man Haß und Ent⸗ 
zweiung gerade zwiſchen den größern ländlichen Grundbe⸗ 
ſitzern auf Jahre hinaus fäen, und die Früchte, die ſolche 
Saat tragen möchte, würden keinen wahren Freund des Va⸗ 
terlandes erfreuen können. Es ließe ſich keine irgend halt⸗ 
bare Grenze finden, um das zuläſſige Maß einer ſoſchen Re⸗ 
viſion der Verträge zu finden. Wollte man alle Verträge 
derſelben unterwerfen, ſo würde, da ein großer Theil der 
wichtigſten Ablöfungen gegen Landentſchädigung in Verbin⸗ 
dung mit Gemeinheitstheilungen Statt gefunden hat, die 
Rückgewähr eines Theils der für die Dienſte und Abgaben 
gegebenen Entſchädigung zu Ausmittelungen führen, welche, 
mit Rückſicht darauf, daß die Gemeinheitstheilung und Ablöſung 
im untrennbaren Zuſammenhange geſtanden und die Grundſtücke 
ſich ſeit der Zeit der Auseinanderſetzung im Kulturzuſtande 
überall weſentlich geändert haben, die Weitläuftigketen und 
Koſten der urſprünglichen Auseinanderfegung in den meiſten 
Fällen erreichen, wo nicht überſteigen möchten. Wollte man 
die Zurückferderung bereits gezahlter Kapftalien geſtatten, fo 
müßte man die Rechtsgrundſätze über Zahlungen in der ge⸗ 
fährlichſten Art umſtoßen, ganz abgefehen dapon, daß nur in 
der Minderzahl der Fälle der gegenwärtige Beſitzer des frü⸗ 
2 an Gutes zugleich der Empfänger des Gel: 

es iſt. 


ne Beſchränkte man die Maßregel auf die Fälle, wo noch 
Renten: oder Kapitalien zu zahlen find, fo würde ſich die 


Frage für die praktiſche Anwendung in manchen Fällen ein: 


ſacher ſtellen. Insbeſondere würde eine thatſächliche Schwie⸗ 
rigkeit dann nicht eintreten, wenn eine nach dem gegenwär⸗ 
tigen Gefegentwinf unentgeltlich aufzuhebende Berechtigung 
allein oder nach einer ſpeciellen Berechnung zur Ablöfung 
gekommen wäre. In dem ſehr häufig vorhandenen Falle, 
daß mehrere Gegenſtände durch Vergleich in Pauſch und Bo⸗ 
gen abgelöſt find, würde dagegen die Ausfonderung eines 
einzelnen Gegenſtandes nicht ausführbar erſcheinen, ohne in 
ganz willkürlicher Weiſe einzugreifen. Jedenfalls würde aber 
auch, abgeſehen von den Verwickelungen, weiche bei etwaigen 
Ceſſionen ſolcher Kapitalien oder Renten einträten immer 
wieder eine ganz willkürliche Schranke für die Revifion der 


un 
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Verträge gezogen, und es geſchähe hier, wie in allen bezeichs 
neten Fällen, ein Eingriff in die Rechtsgrundſätze über die 
Gültigkeit der Verträge, welcher in feinen Konfequenzen 
jedes Vertrauen auf die Stabitität des Civilrechts erſchüttern, 
und ſomit den geſammten Geſchäftsverkehr in der bedrohlich⸗ 
ſten Weiſe gefährden müßte. Denn ginge man einmal dar⸗ 
auf ein, zu Gunſten einer Klaſſe der bürgerlichen Geſellſchaft 
die unzweifelhafteſten Vertragsverhältniſſe anzugreifen, fo 
möchte ein ſolcher Vorgang nur zu leicht dahin führen, auch 
die Verhältniſſe anderer Klaſſen mit völliger Verleugnung 
des Rechtszuſtandes verbeſſern zu wollen; die Durchführung 
ſolcher Anſichten müßte endlich aber auf die Klaſſe der grund⸗ 
beſitzenden bäuerlichen Wirthe, für weiche jest Erleichterung 
geſucht wird, mit derſelben zerſtörenden Wirkung zurückfallen, 
welche jetzt gegen die dem bäuerlichen Stande gegenüber Bes 
rechtigten erſtrebt wird. Eine Ungerechtigkeit gegen diejeni⸗ 
gen, welche ihre Verhältniſſe bereits durch Ablöſung geordnet 
haben, kann in der verhältnißmäßigen Erleichterung der fünf: 
tig Ablöſenden durch unentgeltliche Aufhebung einzelner La⸗ 
ſten und Ermäßigung der Schätzungs⸗Prinzipien bei den 
übrigen nicht gefunden werden. Nach der Natur der Sache 
muß jede in das bürgerliche Recht einſchtagende Abänderung 
in der Geſetzgebung eine Verſchiedenheit in den nach den 
früheren und den neueren geſetzlichen Beſtimmungen geſtellten 
Rechts verhältniſſen hervorbringen und dennoch iſt der Grund⸗ 
ſatz, daß neue Geſetze auf früher erledigte Verhältniſſe nicht 
zurückgezogen werden können, in den Geſetzgebungen aller 
Völker feſtgehalten, aus dem richtigen Gefühl, daß nur durch 
ihn ein Rechtszuſtand neben einem Fortſchritt in der Geſetz⸗ 
gebung möglich wird. Dagegen müßte nothwendig das er⸗ 
bitternde Gefühl der willkürlich ungleichmäßigen Behandlung 
geweckt werden, wenn man in die abgeſchloſſenen Ablöſungen 
eingriffe, einen Theil derſelben, die durch Landentſchädigung 
und Kapitalszahluug erledigten, ausſchlöſſe und dagegen die 
zu Rentezahlung Verpflichteten, welche rechtlich in ganz glei⸗ 
cher Lage ſind, durch Erlaß begünſtigte. Durch die beabſich⸗ 
tigte Herabſetzung des Ablöſungsmaßſtabes auf den 18fachen 
Betrag wird den Rentepflichtigen in Vergleich mit den bis⸗ 
herigen Beſtimmungen eine ſehr weſentliche Exteichterung 
gewährt, deren Genuß ſie vor denjenigen voraushaben, welche 
ſchon bisher durch Kapital abgelöſt haben. Die Staats⸗ 
Verwaltung, ihren Beruf darin ſetzend, die vorhandenen bür⸗ 
gerlichen Verhältniſſe zu verbeſſern, richt aber willkürlich 
umzuſtürzen, die Wohlfahrt des Staates in einer angemeſſenen 
Förderung der Wohlfahrt aller Glieder deſſelben, und nicht 
in dem Ruin einer Klaſſe der Staatsbürger zu Gunſten 
einer anderen Klaſſe zu ſuchen, muß daher folgende Haupt: 
grundſätze feſthalten: 

1) Iſt die Ablöſung aller oder einzelner Laſten erfolgt und 

durch Verträge oder rechtskräftige Erkenntniſſe der Be⸗ 
trag der Entſchädigung in Land, Kapital, Geld oder 
Getreiderenten feſtgeſtellt, ſo kann weder dieſe Feſtſtel⸗ 
lung auf Grund der Geſetze, welche die Erleichterung 
der Verpflichteten hinſichtlich der noch nicht zur Ablöſung 
gelangten Laſten bezwecken, angefochten, noch die Erfül⸗ 
lung der umgeſchaffenen Verpflichtungen verweigert 
werden. 
Die der freien Dispoſition über die Perſon oder das 
Eigenthum entgegenſtehenden Beſchränkungen werden 
und zwar in der Regel gegen Entſchädigung aufgehoben; 
ohne Entſchädigung fallen ſolche Berechtigungen weg, 
welche als ein Ausfluß der Erbunterthänigkeit, der frü- 
heren Steuer⸗ oder Gerichtsverfaſſung zu betrachten 
find, oder, wie ſämmtliche Arten des Obereigenthums 
und ähnlicher Beſchränkungen in der Verfügung über 
den Grundbeſitz, einem zufälligen, ſelten realiſirten Vor⸗ 
theile des Berechtigten die weſentlichſten Nachtheile des 
Verpflichteten gegenüberſtellen, oder endlich ſich als eine 
mißbräuchliche Ausdehnung der in ganz Deutſchland von 
jeher beſtehenden gewöhnlichen Reallaſten an Dienſten, 
Zehnten und Abgaben darſtellen. 


Berlin, 20. Juli. Tagesbericht des Cor: 
reſpondenz-Bureau's.] Der dritte Bericht, wel⸗ 
chen die Demokraten-Partei der National⸗Verſammlung 
in dieſem Augenblick an ihre Committenten zu erlaſſen 
ſich vereinigt hat, äußert ſich über die Abſtimmung 
Betreffs der Commiſſion zur Unterſuchung der poſener 
Ereigniſſe, über die Finanzlage unſeres Staates und 
über den Jakoby'ſchen Antrag. In Beziehung auf 
jene Abſtimmung wird den von der Partei erhobenen 
und zuſammen mit 166 Unterſchriften verſehenen Pro⸗ 
teſten nichts Neues hinzugefügt. An die Aeußerung 
des Finanzminiſters, daß die ausgeſchriebene Zwangs⸗ 
anleihe einerſeits zur Befeſtigung des Staatskredits, 
andererſeits zur Vermehrung der freiwilligen Anleihe 
beitragen werde, wird das Bedauern geknüpft: „daß 
der Herr Finanzminiſter nach ſeinen in der frühern 
Sitzung gegebenen Erklärungen die entgegengeſetzte 
Anſicht hatte, ſonſt würde er gewiß ſchon früher durch 
das Mittel des Ausſchreibens einer Zwangsanleihe die 
freiwillige Anleihe zu dem gewünſchten Ergebniß zu 
führen verſucht haben.“ Bei der Angabe der ver: 
zinslichen Staatsſchuld auf 126 Millionen wird 
die Erwähnung der „un verzinslichen Schuld, wie 
fie in den Kaſſen⸗Anweiſungen beſteht“, vermißt. Der 
Bericht fliegt bei dieſem Gegenſtande mit der Bes 
merkung: „Die Kommiſſion wird nun ihre Wirkſam⸗ 
keit in Bezug auf die Finanz: Angelegenheit be⸗ 
ginnen. Bis zu ihrem Bericht enthalten wir 
uns aller Bemerkungen darüber; fo viel aber ift 
gewiß, daß wir wenigſtens uns jeder Bewill⸗ 
gung von Geldmitteln widerſetzen werden, bis uns 
eine völlig klare Einſicht in die Finanzangelegenheiten 
des Staates gegeben worden.“ — Den hauptſächlich⸗ 
ften Stoff zur Berichterſtattung bietet endlich der 
Jacobyſche Antrag. Die Verwahrungen der preuß. 
Regierung, heißt es, befremdeten viele Mitglieder ſehr; 
wie man auch über den Beſchluß der deutſchen Na⸗ 
tional⸗Verſammlung denken mochte, darüber hätte man 
füglich keine Zweifel erwartet, daß der Beſchluß nicht 
an die Zuſtimmung der einzelnen deutſchen Fürſten 
gebunden ſein dürfte, wollte man nicht wieder an die 
Stelle der allgemein ſehnlichſt erwarteten deutſchen 


2) 


Einheit die alte Zeriſſenheit treten laſſen. Aus biefer 
Erwägung ſei die Formirung des Antrages nothwen⸗ 
dig erſchienen. Es wird der Gang der Debatte ge⸗ 
ſchildert und ein Nefume der opponirten Einwendun⸗ 
gen gegeben, wobei als der „bei Vielen“ die Berwer⸗ 
fung des Antrages motivirende „Hauptgrund,“ der 
vermuthet wird, „daß mit Annahme des ganzen An⸗ 


trages oder auch nur des zweiten Theils deſſelben, 


das Miniſterium hätte abtreten müſſen.“ Gegen die⸗ 
jenigen, welche in der Mißbilligung des Beſchluſſes 
ein Ausſprechen republikaniſcher Grund ſätze involvirt 
glaubten, wird bemerkt: Statt mit Gründen die 
Zweckmäßigkeit eines verantwortlichen Oberhauptes zu 
widerlegen, genügt es daher auch manchen Rednern, 
dieſen Vorwurf lediglich zu einer Verdächtigung gegen 
die Partei, von der der Antrag ausgegangen war, zu 
benutzen, indem man ſich denn auch nicht ſcheute, 
alle Schreckbilder, wie Anarchie, Bürgerkrieg, 
fremde Unterjochung u. ſ. w. hinzuzufügen, wo⸗ 
mit man zwar politiſche Kinder, aber nicht gebil⸗ 
dete Männer zu erſchrecken vermag. Zur Recht⸗ 
fertigung der Minorität heißt es endlich: der erſte 
Theil des Antrages enthält allerdings einen demokra⸗ 
tiſchen Grundſatz, und es iſt mit der Demokratie un⸗ 
verträglich, einen un verantwortlichen, an die Ausfüh⸗ 
rung der Beſchlüſſe der deutſchen National⸗Verſamm⸗ 
lung nicht gebundenen Reichsverweſer Deutſchlands zu 


ernennen; denn wie man auch über die Beibehaltung 


der 34 Souveräne von Deutſchland denken mag, einen 
neuen hinzuzufügen, mußte völlig überflüſſig und un⸗ 
zweckmäßig erſcheinen. Zudem kommen auch noch 
viele Gründe hinzu, welche aus den beſonderen Eigen⸗ 
thümlichkeiten Deutſchlands hervorgehen. Es iſt näm⸗ 


lich undenkbar, welche Stellung dieſer unverantwort⸗ 


liche, neue, ſogenannte konſtitutionelle Monarch über 
den anderen unverantwortlichen Monarchen einnehmen 
ſoll. Entweder ſteht er machtlos da, ſeine unverant⸗ 


wortliche Machtvollkommenheit iſt nichtig, oder die obi⸗ 


gen müſſen ihre Machtvollkommenheit, wenn auch 
nicht formell, doch thatſächlich aufgeben. In dieſem 
Falle wird ſich eine neue Hegemonie eines deutſchen 
Fürſtenhauſes bilden. Nur wenn die Einheit Deutſch⸗ 
lands als ein Bund ſeiner Einzelſtaaten unter der 
National⸗Verſammlung aufgefaßt wird, iſt das Beibe⸗ 
halten der einzelnen Souveräne möglich, in anderem 
Fall werden ſie verſchwinden müſſen. — Viele glaub⸗ 
ten übrigens, daß nur durch das freie offene Ausſpre⸗ 
chen der Meinungen die Einheit dauernd begründet 
werden könne, daß mithin von der offenen Mißbilli⸗ 
gung des Beſchluſſes der deutſchen National⸗Verſamm⸗ 
lung kein Zwieſpalt zu erwarten ſtehe. Im anderen 
Falle aber iſt nicht zu verkennen, daß die Verwahrun⸗ 


gen der deutſchen Fürſten nothwendig den Keim neuer 


Zwietracht enthalten müſſen. — Die Perſon des neu⸗ 
ernannten Reichsverweſers ward von keiner Seite in 


die Berathung der Angelegenheit hineingezogen.“ — 


Der vielfach erwähnte konſtitutionelle Kongreß findet, 
wie ſchon geſtern mitgetheilt, am 22. ſtatt. Die Ver⸗ 
handlungen ſind öffentlich. Unmittelbaren Antheil an 
den Verhandlungen des Kongreſſes durch Debatte und 
Abſtimmung, können nur die Deputirten und aus⸗ 
drücklich bevollmächtigte Vertreter der verbrüderten Ver⸗ 
eine nehmen. Hiervon ausgenommen ſind lediglich 
diejenigen Mitglieder der Nationalverſammlung, welche, 
der geſchehenen Einladung zufolge, die Sitzungen des 


Kongreſſes mit ihrer Anweſenheit beehren möchten. — 


Für jetzt iſt eine Kommiſſion mit Vorbereitung des 
konſtit. Kongreſſes beauftragt; dieſelbe beſteht aus den 
Herren Dr. S. Stern, Dr. R. Prutz, Dr. Oldenburg, 
Ur. E. Cauer, Dr. Küttge, Dr. Freſe, Dr. Rauch, 
Juſtiz⸗Commiſſar Furbach und R. v. Bardeleben. — 
Die Finanz⸗Kommiſſion der Nationalverſammlung hat 
ſich geſtern dafü rentſchieden, daß, falls die Zwangs an⸗ 


leihe angenommen wird, der Termin derſelben bis Mar⸗ 


tini hinausgeschoben werde, damit die Landbewohner nicht 
gezwungen würden, das eingeerntete Getreide zu ver⸗ 
ſchleudern. — Der Termin der freiwilligen Anleihe ift 
bis zum 1. Oktober prolongitt worden. — Der Juſtiz⸗ 
Miniſter M ärker hat in der Kommiſſion für Rechts⸗ 
pflege erklärt, daß er in einigen Wochen der Kammer 
einen Kriminal- und Strafgeſetz⸗Entwurf vor 
legen werde. 


code Winstruction eriminelle und- code puéal bear: 
beitet ſein. 


Englands 
tion zu ſeinen Gunſten droht. 2 — 


| 


u 


. 


bel iſt eine kleine Broſchüre „Königthum oder Volks⸗ 
ſouveränetät, oder giebt es eine demokratiſche Mo: 
narchſe?“ erſchienen. Das Schriftchen iſt für alle 
Parteien von gleichem Intereſſe und vielleicht für die 
Antipoden der Demokratie von dem größten, da Nie⸗ 
mand die bedeutende Stellung läugnen wird, die Frö⸗ 
bel in der demokratiſchen Partei einnimmt, und da 
man wohl geradezu annehmen kann, daß in 
dieſer Broſchüre die Konſequenzen der Prinzi⸗ 
pien, wie ſie von dem Frankfurter demokratiſchen Kon⸗ 
greß aufgeſtellt worden, mit der größten Schärfe und 
Beſtimmtheit gezogen ſind. — In der Angelegenheit 
des Bruders von Arnold Ruge fand geſtern ein Eh⸗ 
rengericht der Bürgerwehr ſtatt. Derſelbe hatte am 
14. Juni beim Zeughauſe geäußert: „Er werde, ſo 
lange der ganze Zuſtand der Bürgerwehr und ihrer 
Offiziere nur als proviſoriſch anzuſehen fei, in Fällen, 
wo es ſich um Menſchenleben handle, nur ſeiner Ue⸗ 
berzeugung und nicht dem Kommando folgen. Sollte 
das Letztere ihn zum Gebrauch der Feuerwaffe zwin⸗ 
gen wollen, ſo würde er eher das Gewehr auf dem 
Kopfe des Hauptmann entzwei ſchlagen, als auf das 
Volk ſchießen.“ Er hatte ſich den Dr. Eichler zum 
Vertheidiger gewählt. Der Spruch des Ehrengerichts 
rehabilitirte den Angeklagten in alle Rechte eines Bür⸗ 
gerwehrmanns, legte ihm jedoch die Verpflichtung auf, 
den letzten Theil ſeiner Aeußerung als unpaſſend zu 
widerrufen. — Geſtern wurde Arnold Ruge aus Frank⸗ 
furt hier erwartet. — Der Geſchmack der Berliner 
hat ſich in neueſter Zeit von den früher ſo zahlteich 
beſuchten Gartenconcerten ab und den Sommerthea⸗ 
tern zugewendet. In Folge dieſes Wechſels wird Hr. 
J. Gungl, der hier ſeit Jahren eine reiche Ernte ge⸗ 
halten hat, Berlin verlaſſen und ſich mit ſeiner Ka⸗ 
pelle nach Amerika begeben. — An der Börſe wa⸗ 
ren die Actien heute geſucht und höher, Fonds ange⸗ 
boten und niedriger. 

Die zur Prüfung des von den Abgeordneten Els⸗ 
ner, Reichenbach und Stein geſtellten Antrages 
auf Veränderung des Sitzungsſaals niederge⸗ 
ſetzte Kommiſſion hat folgende Anträge geſtellt: 1) den 
gegenwärtigen Saal beizubehalten, 2) die Verbeſſerung 
der Luft und die Verminderung der Hitze durch Auf: 
ſtellung zweier Erhauſtoren auf dem Boden des Hau: 
ſes herbeizuführen, 3) den Cäcilienſaal in ſeinem gan⸗ 
zen Umfange zu Zuhörerplätzen einrichten zu laſſen, 
vorbehaltlich der Beſchränkung dieſer Maßregel, wenn 
die Akuſtik leiden ſollte, 4) die ſtenographiſchen Berichte, 
getrennt vom Staatsanzeiger, zu den Selbſtkoſten zu 
verkaufen und portofrei im Inlande zu befördern. 

(Der Central⸗Bezirks⸗Verein in Berlin] 
hat ſich in einem ſehr energiſchen Proteſt an die Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung gegen die von ihr beabſichtigte 

pezialwehrordnung auf's entſchiedenſte verwahrt. 

Die Zeitungshalle berichtet über Pommern: 
„Keiner Provinz iſt nach unſerer Revolution größeres 
Unrecht widerfahren, als der braven pommerſchen, die 


Aber die rechten Stimmen, die aus dem vollen, war⸗ 
men Volksherzen, waren nur nicht gleich laut gewor⸗ 
den. ee ertönen ihrer täglich immer mehrere, welche 
die Rechte des Volks vertheidigen. Als ein Zeichen 
der Verbreitung demokratiſcher Geſinnung können wir 
es auch erſehen, daß das Wachsthum unſerer Abon: 
nenten in keiner Provinz in dieſem Quartal ſo groß 
geweſen iſt, als gerade in Pommern; ſogar in Stet⸗ 
tin hat ſich unſere Abonnentenzahl um mehr als ein 
Viertel vermehrt.“ 


Krieg mit Dänemark. 

Altona, 18. Juli. Die heute vom Landtagskom⸗ 

miſſair den Ständen gemachte Mittheilung über den 
stand der Unterhandlungen beſchränkte ſich der Haupt⸗ 
fache nach auf die Erklärung, daß dieſelben noch im 
Gange ſeien. — Die Auflöſung ſämmtlicher unter dem 

efehl des Majors v. d. Tann ſtehenden Freikorps 
beſtätigt ſich leider durch einen von dem Oberbefehls⸗ 
haber der Bundestruppen, General Wrangel, an den 
Major v. d. Tann gerichteten Befehl, d. d. Haders⸗ 
leben den 13. Juli, welchen die Hamburger Blätter 
vollſtändig mittheilen. 

Es wird verſichert, daß der zwiſchen den Generalen 
Wrangel und Hedemann abgeſchloſſene Waffenſtillſtand 
um 24 Stunden, d. h., alſo bis zum 19. d. Mts., 
> 10 Uhr, verlängert worden fei, offenbar in der 
Abſicht, den definitiven Beſcheid aus Kopenhagen ab⸗ 
zuwarten. (Börſen⸗Halle.) 

a Deut ſchland. 

Frankfurt, 18. Juli. In der heutigen 41. Sitzung 
des verfaſſunggebenden Reichstages begründete Abg. 

ſchmitt von Kaiſerslautern einen Antrag, eine bei 
ihm ſtattgefundene Hausſuchung betreffend, worüber 
doch die Verſammlung zur Tagesordnung überging. 

Antrag mehrerer Abgeordneten auf beſchleunigte 
Berathung einzelner Paragraphen der Grundrechte (na⸗ 
mentlich über perſönliche Freiheit, Vereinsrecht zc.), dann 
ein Antrag von Ruge in Betreff einer Differenz zwi⸗ 
Then Hannover und dem Kanton Zürich, und Schu⸗ 
ſelka's 0 Bezug auf Gleichſtellung der Juden wur⸗ 


Für dringend erkannt. Vogt kündigte Ins 


be 


Folge lehren. 
uns für durch und durch reactionär ausgegeben wurde. 
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terpellationen an über reaktionäre Vorfälle in Schwa⸗ 
bach, Kaiſerslautern, Stuttgart, Michelſtadt, Oberin⸗ 
gelheim, dann über Anerkennung der franzöſiſchen 
Republik, Nauwerck darüber: ob und welche Bun⸗ 
destruppen in Italien verwendet werden. Die übrigen 
Verhandlungen betrafen Anträge in Bezug auf die 
Geſchäftsordnung und Petitionen. Letztere wurden durch 
Tagesordnung beſeitigt, mit Ausnahme jener von Og⸗ 
gersheim wegen Aufhebung der Militärgerichts barkeit, 
welche an den Geſetzgebungs⸗Ausſchuß überwieſen wurde. 
Schluß der Sitzung 1% Uhr. Tagesordnung für 
morgen: die Limburger Frage und die Grundrechte. 
[Verhandlungen des deutſchen Gewerbe⸗ 
Congreſſes zu Frankfurt.] Nachdem bereits am 
Sonnabend den 15. d. eine vorberathende Sitzung der 
nicht ſehr zahlreich verſammelten Deputirten in dem 
für dieſen Kongreß beſtimmten Sitzungsſaal des geſetz⸗ 
gebenden Körpers ſtattgefunden, wurde geftern die Ger 
ſchäftsordnung des Congreſſes feſtgeſtellt, und eine 
Adreſſe durch eine Deputation an den Präſidenten der 
Nationalverſammlung zu überreichen beſchloſſen, in 
welcher die Bitte ausgeſprochen wird: „die National⸗ 
Verſammlung wolle, gemäß § 24 Ihrer Geſchäftsord⸗ 
nung, den volkswirthſchaftlichen Ausſchuß beauftragen, 
bei fortgeſetzten Berathungen über die oben erwähnten 
Gegenſtände mit dem Handwerker- und Gewerbe⸗Con⸗ 
greß ſofort in gemeinſchaftliche Verhandlung zu treten.“ 


(F. J.) 

Es ſcheinen bedeutende Schwierigkeiten ſich bei der 
Vervollſtändigung des Reichsminiſteriums vorzufinden. 
Herr v. Schmerling hat nun auch das Portefeuille 
der Juſtiz für den abweſenden Herrn Heckſcher interi⸗ 
miſtiſch übernommen, ſo daß gegenwärtig ſich das Por⸗ 
tefeuille des Innern, der auswärtigen Angelegenheiten 
und der Juſtiz in ſeinen Händen vereinigen. Herr von 
Rönne ſcheint der gegenwärtigen Kombination fremd 
bleiben zu wollen; dagegen vermuthet man, derſelbe 
werde die für die Intereſſen der Volkswirthſchaft ſo 
hochwichtige Geſandtſchaft nach Amerika erhalten. 
Dieſe Wahl hatte Preußen ebenfalls für ſeine Vertre⸗ 
tung in Amerika getroffen; es iſt indeß zu wünſchen 
und zu hoffen, daß Herr v. Rönne die allgemeine 
Vertretung Deutſchlands übernehme, da dieſelbe für 
Preußen überdieß nun überflüſſig wird. Ob ein be⸗ 
ſonderes Miniſterium für die Finanzen ſogleich errich⸗ 
tet wird, iſt noch zweifelhaft. Man ſpricht für eine 
Finanzabtheilung im Miniſterium für Volkswirthſchaft 
unter Herrn Merker, durch welche die ſpätere Errich⸗ 
tung eines Finanzminiſteriums, das jetzt noch keines⸗ 
wegs erforderlich ſcheint, angebahnt werden würde. 
So erwartet man auch die Errichtung einer Marine⸗ 
abtheilung im Kriegsminiſterium und die Ausſetzung 
der Errichtung eines Marineminiſteriums, bis mit dem 
Bau von Arſenalen, Schiffen ꝛc. vorgeſchritten wird. 
Die erforderlichen Vorbereitungen trifft jetzt die Ma⸗ 
rine⸗Commiſſion; — ob genügend oder nicht, wird die 
(D. P. A. Z.) 

Frankfurt, 19. Juli. [Beziehung der Cen⸗ 
tralgewalt zu den auswärtigen Mächten.) 
Die heutige Frankfurter Ober⸗Poſtamts⸗Zeitung ent: 
hält in ihrem amtlichen Theil Folgendes: „Der Reichs⸗ 
miniſter der auswärtigen Angelegenheiten hat die bei 
dem deutſchen Bunde beglaubigten Bevollmächtigten der 
auswärtigen Staaten von der durch den Erzherzog⸗ 
Reichsverweſer übernommenen Ausübung der proviſo⸗ 
riſchen Centralgewalt für Deutſchland, ſo wie von ſei⸗ 
net Ernennung als Reichsminiſter, durch Zuſchriften 
verſtändigt, wodurch der diplomatiſche Verkehr mit die⸗ 
ſen Staaten ununterbrochen erhalten iſt. — Die förm⸗ 
liche Begrüßung ſämmtlicher mit Deutſchland befreun⸗ 
deten Regierungen durch den erwählten Reichs verweſer 
bleibt vorbehalten.“ 

Dresden, 19. Juli. Die Einkommenſteuer. 
Die zweite Kammer brachte am 18. d. ihre am 17. 
begonnenen Berathungen über das Einkommenſteuer⸗ 
Dekret vom 1. d. zu Ende. Daſſelbe wurde mit 
einigen Abänderungen angenommen. 

Mainz, 16. Juli. [Ein zwölfjähriger Re⸗ 
publikaner.] Unſer Stadthaus mußte heute Abend 
durch Militär bewacht und die dahin führenden Stra⸗ 
ßen mußten geſperrt werden, weil mehrere Haufen ei⸗ 
ner ſehr geringfügigen Urſache wegen die Abſicht be⸗ 
thätigt hatten, das erſtere zu beſchädigen. In dem 
¼ Stunde von hier entfernten Dörfchen Zahlbach 
hatte bei Gelegenheit der Nachkirchweihe ein zwölfjäh⸗ 
riger Junge die Republik leben laſſen, weshalb ein 
Polizei⸗Agent die Militär⸗Patrouille requirirte, um den 
Jungen zu verhaften. Die Patrouille, welche aber in⸗ 
zwiſchen bemerkt hatte, daß der Polizei⸗Agent betrun⸗ 
ken war, arretirte ihn ſelbſt in Geſellſchaft des Jun⸗ 
gen und brachte beide nach dem Stadthauſe, wo fich 
alsbald Gruppen bildeten, die Fenſter des Stadthauſes 
einwarfen und mehrere Polizei⸗Beamten miß handelten. 
Den Streifwachen gelang — pc — e 
erſtreuen, ohne affen Gebre 9 
zerſt hne von den Waffı G8. P. A. 3) 

Mannheim, 17. Juli. [Die Heidelberger 
Studenten.] eute Vormittag gegen 12 Uhr ſind 
die Heidelberger Studenten auf ihrem Auszug nach 
Rheinbalern, in langem Zuge, je zwei und zwei, unter 


Vorantragung von ſchwarz⸗roth⸗goldenen Fahnen, durch 
unſere Stadt paſſirt. Der Zug geſchah in großer Ord⸗ 
nung, und nach ſeiner Länge zu ſchließen, muß es der⸗ 
malen auf der Academia Ruperto-Carola am grü⸗ 
nen Neckar ſehr leer ausſehen. Urſache des Auszuges 
iſt die durch die Regierung verfügte Auflöſung des 
dortigen demokratiſchen Vereins. Der Zug geht, der 
Deutſchen Zeitung zufolge nach Neuſtadt a. d. Hardt. 
Eine in Folge dieſer Maßregel nach Karlsruhe geſandte 
Studentendeputation kehrte geſtern unverrichteter Sache 
von dort zurück. (M. J.) 
Stuttgart, 16. Juli. [Der deutſche Gene: 
raliſſimus. Proteſt wegen Aufhebung der 
demokratiſchen Vereine.] Seit der geſtern Abend 
erfolgten Rückkehr unſeres Königs von Frankfurt iſt 
hier das Gerücht verbreitet, demfelben ſei vom Reichs⸗ 
verweſer der Oberbefehl über die ſämmtliche deutſche 
Truppenmacht ertheilt worden. () — Die Auflöſung 
des demokratiſchen Kreisvereins hat einiges Aufſehen 
gemacht und es verfügten ſich noch geſtern die Aus⸗ 
ſchußmitglieder auf die königl. Stadtdirektion, um da⸗ 
gegen zu remonſtriren, was aber natürlich ohne Er⸗ 
folg war. Es heißt nun, ſie ſeien geſonnen, ſich be⸗ 
beſchwerend an die Reichs verſammlung nach Frankfurt 
zu wenden. Hier glaubt man indeß, es werde die 
Maßregel der würtembergiſchen Regierung keine ver 
einzelte bleiben, ſondern ſich auch bald über alle deut⸗ 
ſchen Staaten erſtrecken. (F. J.) 


Oeſterreich. 
8 Wien, 20. Juli. Die Gemahlin des Reichs⸗ 


verweſers. Eifrige Werbungen für den ita⸗ 
lieniſchen Krieg. Flucht einer Nonne. Die 
kirchliche Bewegung und Dr. Füſter.] Die 


Baronin Brandhof, Gemahlin des Erzherzogs Jo⸗ 
hann, welche gegenwärtig häufig Erzherzogin genannt 
wird, ward bei ihrer Ankunft auf dem Bahnhof von 
Hetzendorf von der Nationalgarde zu Fuß und zu 
Pferde feierlich empfangen und lauter Jubel ſcholl ihr 
tauſendfach entgegen. Der Erzherzog ſprach die be⸗ 
deutſamen Worte: „Nun iſt der Bürgerin doch 
ihr Recht widerfahren!“ Sie ſtieg vorerſt in 
Schönbrunn ab und bewohnt dort einen Gartenpavil⸗ 
lon an der Straße gegen Hietzing, ſpäter ſoll ſie in 
die Hofburg ziehen. — Seit geſtern findet im Ge⸗ 
meindehauſe der Leopoldſtadt bei klingendem Spfele 
eine Werbung für Italien ſtatt. Graf Wickenburg, 
Gouverneur von Steiermark, läßt drei Bataillone frei⸗ 
williger Jager errichten, zuſammen 3600 Mann, die 
ein ehemaliger Offizier, Graf Lützow, befehligen wird, 
und wie man ſagt, ſoll Erzherzog Johann ſelbſt, der 
den Krieg in der Lombardei mit Energie betrieben 
wiſſen will, hinter dieſer Angelegenheit ſtecken und die 
Geldmittel dazu liefern. Jeder Mann erhält 3 Fl. 
Handgeld, 6 Kr. Löhnung ſammt Brot und Theue⸗ 
rungsbeitrag, nebſt Waffen und Kleidung; geſtern lie⸗ 
fen ſich 400 Mann anwerben, die ſogleich nach 
Grätz geſchickt wurden, und heute ſtellten ſich 1000 
Mann, überhaupt regt ſich aller Orten ein kriegeri⸗ 
ſcher und abenteuerlicher Geiſt, der nach Thaten dür⸗ 
ſtet. — Großes Aufſehen erregt die heimliche Flucht 
der Nonne Ferdinande Perski aus dem Ordenshaufe 
der Eliſabetiner, die von dem Freiheitsodem, der die 
Außenwelt mächtig durchzieht, ergriffen, die Feſſeln des 
ewigen Gelübdes von ſich ftreifte und ins Getümmel 
der Welt ſtürzte, die ſie vor 10 Jahren verlaſſen 
hatte. Man wird die Sache wahrſcheinlich ruhen 
laſſen, und da ihr Beiſpiel ohne Zweifel Nachahmung 
finden dürfte, ſo ſcheint die Kloſterfrage bezüglich der 
ewigen Gelübde auf dieſem Wege praktiſch gelöſt zu 
werden, um ſo mehr, als auch der Orden der grauen 
Schweſtern kein ewiges Gelübde kennt und nur zeit⸗ 
liche Verbindlichkeiten übernimmt. — Eine wichtige 
Rolle bei den kirchlichen Bewegungen, die in Oeſter⸗ 
reich ſchon demnächſt eintreten müſſen, wird ohne 
Zweifel der Dr. Füſter ſpielen, ein Mann von der 
merkwürdigſten Perſönlichkeit, der an der Univerſität 
Profeſſor der Religionsphiloſophie war und mit der 
akademiſchen Legion, die ihn innig verehrt, ganz ver⸗ 
wachſen iſt. Er hat Aehnlichkeit mit Luthers Perſön⸗ 
lichkeit, heiteres Antlitz, feuriges Auge, voll Energie 
und Humor und glänzender Beredtſamkeit. Er iſt 
hier ungemein populär und wurde, was Niemandem 
widerfuhr, in drei Wahlbezirken zum Deputirten er- 
wählt. 

* Wien, 20. Jull. Der Erzherzog Reichsver⸗ 
weſer wird uns, nach feierlicher Eröffnung des Reichs⸗ 
tags, der Samſtag oder Sonntag ſtattfindet, binnen 
Kurzem verlaſſen und ſeinen Sitz in Frankfurt auf⸗ 
ſchlagen. Man iſt gefpannt auf die Thronrede. Die 


Frage, wer ihn erſetzen ſoll, beſchäftigt die ganze 
Kaiferftadt. „Der Kaiſer muß . ob 


ertönt es in allen Vorſtädten. Wir müſſen eſtehen, 
daß wir dies ſelbſt für nothwendig Ya Alis was 
10 ER ee befindet, entfremdet ſich uns mit 
jedem Tage.“) — Jedermann blickt auf den Reichstag, 
der Alles ſchlichten ſoll. au ee 


P a 
) Die Wiener Zeit ; chte aus Innsbruck 
vom 15. d. M. 2110 Ar. erwünſchten Nach⸗ 
richten über das Wohlſein Ihrer Majeſtäten und der 


* Krakau, 20. Juli. Seit vorgeſtern iſt das 
Standrecht wieder aufgehoben worden, ſo daß minde⸗ 
ſtens ein Theil des auf uns laſtenden ſchweren Be 
drängniſſes als gehoben anzuſehen iſt, dahingegen be⸗ 
findet ſich die Stadt noch andauernd im Belagerungs—⸗ 
Zuſtande, und der Verkehr wird immer ein gehemmter 
bleiben, ſo lange hierin keine Abänderung geſchieht. — 
Aeußerſt geſpannt iſt man wegen der Folgen der be— 
vorſtehenden Rekrutenaushebung, welche in Galizien 
bereits erfolgt iſt und unter den daſigen Bauern viel 
böſes Blut gemacht hat. Keinesfalls indeß dürften 
Unruhen die Folgen der Aushebung ſein. — Graf 
Caſtiglione hält ſich auf dem Lande bei Wadowice auf 
und iſt faſt gänzlich von ſeiner Verwundung geneſen. 
— Auch hier zeigt ſich leider die Kartoffelkrankheit in 
umfangreichem Maße. 

ds Peſth, 18. Juli. [Preis der Beilegung 
der ungariſchen Wirren. Allgemeine Abnei— 
gung gegen einen Krieg mit Italien. Der 
ungariſche Geſandte in London. Wahlen 
unter den Inſurgenten.] Geſtern gab der kgl. 
Statthalter Erzherzog Stephan dem landtäglichen 
Corps ein glänzendes Diner. Der Premierminiſter 
Graf Ludwig Batthyany reift heute wieder nach 
Wien ab, um die unterbrochene Verhandlung mit dem 
Erzherzog Johann über die Pacifikation Croatiens 


wieder aufzunehmen. Es heißt, daß die Hofpartei von 


den rieſenhaften Rüſtungen Ungarns erſchreckt, zur 
Nachgiebigkeit in den von ihr ſelbſt heraufbeſchwornen 
illiriſchen Wirren unter der Bedingung geneigt ſei, daß 
Ungarn die Dynaſtie in dem italieniſchen Kriege mit 
Truppen unterſtützen werde. Viele glauben daher, daß 
ein Theil der von dem Landtag bereits bewilligten 
enormen Rekrutenaushebung von 200,000 Mann für 
den italieniſchen Krieg beſtimmt ſei. Indeſſen hat ſich 
in einer der letzten Sitzungen des Unterhauſes die 
Stimmung deſſelben gegen dieſen Krieg in eklatanter 
Weiſe manifeſtirt. Ein Gerücht nämlich, daß von hier 
Rekruten nach Italien abmarſchiren werden, erregte in 
dem Unterhauſe einen ſolchen Sturm, daß der Kriegs: 
miniſter L. Meßaros eiligſt herbeigeholt werden mußte, 
und nur ſeine beſtimmteſte Verſicherung, daß kein ein⸗ 
ziger Ungar nach Italien marſchiren wird, konnte 
die allgemeine Aufregung beſchwichtigen. Die Linke 
begnügte ſich aber damit nicht, ſondern kündigte an, 
daß ſie die Zurückberuſung des bereits in Italien be⸗ 
findlichen ungariſchen Militairs beantragen werde. 
Dieſen Antrag wird aber die weit überwiegende mini⸗ 
ſterielle Majorität gewiß verwerfen, und in dieſer 
Nicht⸗Zurückberufung ſcheint auch die einzige Con⸗ 
zeſſion zu liegen, welche das ungariſche Miniſterium 
der Hofpartei gemacht. — Für den ungariſchen Ge⸗ 
ſandtſchaftspoſten in London iſt der Graf Caſimir 
Batthyany, Bruder des Premierminiſters, beſtimmt. 
Derſelbe Graf wurde vor mehreren Monaten wegen 
feines. Uebertritts aus der katholiſchen Kirche zur pro— 
teſtantiſchen mit ſeiner neu vermählten Gattin von 
den Hofbällen des Erzherzogs Palatin ausgeſchloſſen. 
Jetzt aber wird er den apoſtoliſchen Hof ſelbſt in Kon: 
don vertreten. — Nachdem der ſerbianiſche Oberſt 
v. Schuplikatz, welcher bei der öſterreichiſchen Ar— 
mee in Italien ſich befindet, die auf ihn gefallene 
Wahl zum Wojwoden der ſerbianiſchen Inſurgen⸗ 
ten abgelehnt, haben dieſe den Miniſtrr Wut: 
ſchitſch von Serbien zur Wojwodenſchaft be⸗ 
rufen. An der Stelle des ſchwankenden Erz⸗ 
biſchoßs Rajacſits von Carlowitz haben ſie 
den Biſchof von Belgrad, Joannovitſch, deſſen 
Sohn hier als Emiſſär verhaftet worden, zum Pa⸗ 
triarchen gewählt. Der Miniſter Wutſchitſch, welcher 
öfter die Ofener Bäder beſuchte und hier als ein ro⸗ 
her Krieger bekannt iſt, ſoll nun wirklich das Porte⸗ 
feuille niedergelegt haben, um mit einem ſerbiſchen 
Heerhaufen in Ungarn einzufallen. Wir müſſen dies 
letztere noch ſehr bezweifeln, jedenfalls aber tritt zur 
Beſchämung und Strafe der mit dem Völkerglück wie 
mit dem Throne frevelhaft ſpielenden Camarilla die 
anti⸗ öſterreichiſche wie anti- ungariſche Tendenz des 
ſerbianiſchen Aufſtandes immer unzweifelhafter hervor. 


Donau ⸗Fürſtenthümer. 

** * Jaſſy, 12, Juli ). [Der Einmarſch 
der Ruſſen. Die Konſuln brechen die Ver: 
bindung mit dem Gouvernement ab.] Nach⸗ 
dem der lange gerüchtweiſe vorhergeſagte und kaum 
mehr geglaubte Einmarſch ruſſiſcher Truppen über den 
Pruth in die Moldau wirklich am 7. d. M. ange⸗ 
fangen hat, und einige Tage darauf auch bereits 6000 
Mann in der Vorſtadt von Jaſſy auf einem Berge 
ein Lager bezogen haben, Aufklärungen über den Zweck 
dieſes Einmarſches aber in keiner Weiſe ertheill wor⸗ 


— —— 
übrigen Mitglieder des allerhöchſten Kaiſerhauſes, nichts 
anderweitig Bemerkenswerthes. 
Obiges Schreiben aus Jaſſy geht uns aus fo authen⸗ 
tiſcher gane daß alle Zweifel über die Beſetzung 
jener Landstriche durch ruſſiſche Truppen ſchwinden 
müſſen. Die Nachrichten, welche wir bis jetzt durch die 
Wiener Zeitungen von daher erhielten, waren theil⸗ 
weiſe ſo widerſprechend, daß man keine rechte Gewiß⸗ 
heit über die ruſſiſche Okkupation erlangen konnte. Sie 
iſt durch obige halboffizielle Daten außer Zweifel ge: 
ſtellt. Red. 


* 
— 


1850 


den find, hat der preußiſche General-⸗Konſul, B. von 
Richthofen, die Beziehungen zur hieſigen Regierung 


bis auf weitere Ordre feines Gouvernements abgebro⸗ 


chen. Daſſelbe iſt auch von andern Konſuln geſchehen. 
Die Erklärung, welche dem Gouvernement, dem ruſſi⸗ 
ſchen Konſulat und dem türkiſchen Kommiſſär überge⸗ 
ben worden iſt, ſtützt ſich insbeſondere darauf, daß der 
General-Konſul ſich bei dem Gouvernement des Hos— 
podaren durch den Berat der hohen Pforte accreditirt 


finde, und daher keine Funktionen bei einem Gouver⸗ 


nement auszuüben im Stande ſei, welches gegenwärtig 
einem andern, als dem einzig legitimen Einfluß der 
Pforte unterliege. 

Die Truppen, welche ſchon einmarſchirt ſind, wer⸗ 
den auf 28,000 Mann angeſchlagen, welche meiſt bei 
Berlad in der mittleren Moldau concentrirt ſind, und 
von dort weiter nach der Wallachei gehen ſollen. Die 
Bewegung in Wallachei, heißt es, ſei bereits unter⸗ 
drückt. Die ruſſiſche Occupation der Donaufür⸗ 
ſtenthümer ſcheint zweifellos zu ſein. Handel 
und Wandel liegt ganz darnieder, Alle Behörden 
haben ſchon ſeit 3 Wochen der Cholera wegen und in 
Betracht der politiſchen Verhältniſſe ihre Funktionen 
eingeſtellt. Eine Nekonſtruktion der Verfaſſung 
ganz im ruſſiſchen Zuſchnitt wird erwartet und 
geht bereits thatſächlich vor ſich. 

Frankreich. 

Paris, 17. Juli. [National-Verſammlung. 
Sitzung vom 17. Juli.] Der Vice⸗Präſident Cor⸗ 
bon eröffnet um 2 Uhr die Sitzung. Da nur unge⸗ 
fähr 100 Vertreter anweſend ſind, ſo kann erſt um 
3 Uhr zur Verhandlung geſchritten werden. her: 
bette ſtellt nach Entwickelung einer langen Abhand⸗ 
lung über die Moldau und Walachei folgende 
Fragen: Ob es wahr ſei, daß die Ruſſen in die 
Moldau eingerückt ſeien, und was, wenn dieſe 
Nachricht voreilig ſei, die Regierung zu thun 
gedenke, falls fie ſich verwirkliche? Der Minifter 
Baſtide antwortete, daß er keine offiziellen Nachrich⸗ 
ten habe, daß er jedoch nicht an den Einmarſch der 
Ruſſen glaube; übrigens möge die Verſammlung ver⸗ 
ſichert ſein, daß die Regierung jedenfalls auch dort 
wie überall die Ehre, die Intereſſen und die demokra⸗ 
tiſche Politik der Republik aufrecht erhalten werde. 
Victor Hugo legt den Kommiſſionsbericht über die 
den Theatern, Künſtlern und Schriftſtellern zu gewäh⸗ 
renden Unterſtützungen vor. Er trägt auf unbedingte 
Genehmigung an. Die Verſammlung beſchließt ſogleich 
zur Discuſſion überzugehen. Mehrere Redner beſchwe— 
ren ſich, daß man Alles für das Vergnügen der Haupt⸗ 
ſtadt thue und die Theater der Departements ganz 
vernachläſſige. Die 640,000 Francs, die man jetzt 
verlange, würden aus dem Beutel der Steuerpflichti⸗ 
gen von ganz Frankreich genommen. Die Theater 
von Paris ſeien Communal⸗ und Departemental-An⸗ 
gelegenheit. Felix Pyat beſteht darauf, daß die 
Theater von Paris eine nationale Angelegenheit ſeien. 
Pyat und V. Hugo machen große Phraſen und pomp⸗ 
hafte Redensarten über die hohe Bedeutung des Thea⸗ 
ters. Als V. Hugo ſagte: „die Theater ſeien ein po⸗ 
litiſches Abkühlungsmittel“ (un calmant politique) 
bricht ein ungeheures Gelächter aus, und einige andere 
Abſurditäten und Antitheſen im Geſchmacke des gro⸗ 
ßen Romantikers laſſen den Schluß ſeiner Rede in 
einem Sturm von Lachen untergehen. Auf F. Ppat, 
der von Ludwig XIV. und Napoleon ſprach und den 
Sturz Ludwig Philipps ſeiner Vernachläſſigung der 
Theater zuſchrieb, erregte große Heiterkeit. Die De⸗ 
putirten der Departements fühlten ſich nicht ſehr ge⸗ 
ſchmeichelt, als er ausrief: „Meine Herren! bedenken 
Sie, ohne Theater wäre Paris nur ein großes Car⸗ 
pentras!“ (Eine ziemlich bedeutende Provinzſtadt.) — 
Etienne Araga, der dritte im Bunde, der das 
Wort für den Antrag verlangt hat, verzichtet auf 
daſſelbe, da ſich ein allgemeines: „Oh!“ und „Genug!“ 
erhebt. — Allein da die Pflichten der Humanität und 
der Givilifation dem Geſetze hinreichende Empfehlung 
find, ſo wird das Geſetz mit der Beſtimmung votirt, 
daß dieſe den Theatern gewährte Unterſtützung von 14 
Tagen zu 14 Tagen bezahlt, davon 2, zur Bezah⸗ 
lung der Mitglieder, Y, für die Direktion verwendet 
und nicht mit Beſchlag belegt werden ſoll. (Poſtſchluß.) 

([Cavaignac.] Eine Petition an die National⸗ 
Verſammlung wird in dieſem Augenblick in der Na⸗ 
tionalgarde von Paris unterzeichnet und hat bereits 
viele Tauſende Unterſchriften. Sie verlangt, daß dem 
General Cavaignac noch vor Beendigung der Conſti⸗ 
tution die Präſidentſchaft der Republik auf zwei Jahre 
übertragen werde. Wie es heißt, hat ſich jedoch Ca⸗ 
vaignac ſelbſt gegen jede ſolche proviſoriſche Uebernahme 
der höchſten Würde erklärt und ſich dahin ausgeſpro⸗ 
chen, daß ſeiner Anſicht nach ein nur von einer geſetz⸗ 
gebenden Verſammlung gewähltes Regierungs-Haupt 
nicht diejenige Autorität habe, wie ein aus der allge⸗ 
meinen Abſtimmung der Nation hervorgegangenes und 
daß er auf die allgemeine Wahl des Volkes beſtehe. 

li 

Aus Oberitalien, 5. Juli. Italieniſche An⸗ 
ſprüche.] Die Erklärung der deutſchen Reichs verſamm⸗ 
lung bezüglich eines Angriffs auf das deutſche Bun⸗ 


desgebiet hat hier einen tiefern Eindruck hervorgebracht, 
als man nach dem bisherigen Auftreten der Italiener 
hätte erwarten ſollen. Um dieſen Eindruck zu ſchwä⸗ 
chen, geht man jetzt damit um, eine Gegenerklärung 
zu erlaſſen, welche von ſämmtlichen italieniſchen Staa⸗ 
ten unterzeichnet und vom Turiner Miniſterium aus⸗ 
gefertigt werden ſoll. Man will darin den beſtehen⸗ 
den Verträgen den Grundſatz der Berechtigung der 
Nationalitäten gegenüberſtellen und dem deutſchen Volke 
damit den Beweis liefern, daß es keinen Anſpruch auf 
Wälſchtyrol, Iſtrien und Trieſt habe, weil dieſe Län⸗ 
der ihrer Lage, Sprache und Geſittung nach zu Ita⸗ 
lien gehörten. Ob man in Florenz und Rom dieſer 
Erklärung beitreten wird, iſt übrigens noch ſehr zwei⸗ 
felhaft. Auch ſteht dieſelbe ſchon zum Voraus auf 
ſchwachen Beinen, weil der Lage und Geſittung nach 
jene Länder vielmehr zu Deutſchland gehören und der 
Volksſprache und Stammeseigenſchaft nach weder Iſtrien 
noch Trieſt Etwas mit Italien zu ſchaffen hat. — 
Neben dieſem Plan iſt gegenwärtig noch von einem 
zweiten Vorſchlag die Rede, welcher mit dem obigen 
einigermaßen in einem innern Zuſammenhang zu ſte⸗ 
hen ſcheint. Die ſardiniſche Regierung geht nämlich 
damit um, Turin zu einer Art von diplomatiſchem 
Vorort zu machen. Die Vertretung der gemeinſamen 
italieniſchen Angelegenheiten ſoll demgemäß künftig ganz 
in die Hände Karl Albert's gelegt werden, der als 
„König von Italien“ vorzugsweiſe berufen ſei, die In⸗ 
tereſſen der italieniſchen Nation, wie jetzt nach innen, 
ſo auch nach außen zu wahren. Der Sardenkönig 
ſucht auf dieſe Weiſe nach und nach die ganze Cen⸗ 
tralgewalt allein in die Hand zu bekommen, mit de⸗ 
ren Hülfe er ſich bald zum ausſchließlichen Herrſcher 
von Italien aufſchwingen würde. Die übrigen Für: 
ſten werden aber wahrſcheinlich klug genug ſein, nicht 
in die Falle zu gehen. (Karlsr. Ztg.) 
Schweiz. 

Bafel, 15. Juli. Vor uns liegt ein, wie es 
heißt in unſerer Nähe gedruckter „Plan zur Revolu⸗ 
tionirung und Republikaniſirung Deutſchlands von 
G. Struve und K. Heinzen.“ An demſelben wird zum 
Rieſenkampfe aufgefordert, durch energiſche Handha⸗ 
bung der Gewalt und ſchonungsloſe Behandlung der 
Gegner, namentlich Konfiskation des Vermögens aller 
Derer, die ſich im Dienſt der Fürſtenpartei hervorge⸗ 
than. Ein Aufruf an das deutſche Volk verſpricht 
demſelben alle möglichen Herrlichkeiten, es folgt ſodann 
eine Organiſation des Aufſtandes, Organiſation der 
republikaniſchen Behörden, und allgemeine Verhaltungs⸗ 
regeln für die Beamten der Revolution und die Offi⸗ 
ziere bes Volksheeres, alles im Sinne des revolutio⸗ 
nären Terrorismus. (Basl. 3.) 


— ͤ— . ̃—?:ß.̃ —— 


Lokales und Provinzielles. 


Breslauer Communal-Angelegenheiten. 

** Breslau, 21. Juli. (Mittheilungen.) In 
der letzten Sitzung der Stadtverordneten machte der 
Magiſtrat die Mittheilung, daß das königl. Ober⸗ 
Präſidium angegangen worden ſei, den von der Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung beſchloſſenen Abbruch der Ma⸗ 
ternisKapelle auf dem Eliſabetkirchhof zu genehmigen. 
— Eine andere Mittheilung ebenfalls in Bezug auf 
einen früheren Beſchluß der Stadtverordneten, lautet, 
daß nach § 6 der Polizei-Verordnungen vom 1. Juni 
1833, es jedem Hausbeſitzer freiſteht, den angenom⸗ 
menen Schornſteinfeger ohne vorangegangene Kündi⸗ 
gung vom 1. Juli eines Jahres aus dem Kehrge⸗ 
ſchäft zu entlaffen. — Der Bau⸗Rapport der vorigen 
Woche weiſt außer den Maurern und Zimmerleuten, 
921 beſchäftigte Tagarbeiter nach. — Arbeitshaus⸗ 
ſträflinge wurden im vorigen Monat entlaſſen 38 
(meiſt Frauenzimmer), als Beſtand dagen bleiben 46. 

(Prämie für die Entdeckung eines bös⸗ 
willigen Brandſtifters.) Dieſe Prämie in Höhe 
von 100 Rthlr. wurde auf Antrag des Magiſtrats 
auch für dieſes Jahr bewilligt. 

(Verſtärkung des Dammes in der Oh⸗ 
lauer Vorſtadt.) Die an genanntem Damme woh⸗ 
nenden Hausbeſitzer haben die Verpflichtung, da die 
Verſtärkung des Dammes zur größeren Sicherheit der 
Vorſtadt nothwendig geworden iſt, den Bau auszu⸗ 
führen und zwar aus eigenen Mitteln. Der Magi⸗ 
ſtrat beantragt, daß den unbemittelten Anwohnern 
dieſe Mittel aus der Kämmerei-Kaſſe als Vorſchuß 
gegeben werden, Die Verſammlung will die Mittel 
gewähren, doch ſollen die Summen zinsfrei auf die 
Grundſtücke intabulirt werden. Die Koſten des Baues 
find auf 288 Rthlr. veranſchlagt. ö 

(Anſchaffung neuer Schläuche.) Der An⸗ 
trag des Magiſtrats, daß die im allgemeinen Ver⸗ 
waltungs⸗Etat pro 1848 zur Anfertigung von zwei 
Krahnen ausgeſetzten 320 Rthlr. zur Anſchaffung von 
neuen Schläuchen verwendet werden dürfen, fand Ge⸗ 

Fortſetzung in der Beilage.) 


— 


Beilage zu Me? 69 der Breslauer Zeitung. 


Sonug tend den 22. Juli 1848. 


(Fortſetzung.) 
nehmigung. — Ebenſo wurden 164 Rthlr. zur Be⸗ 
ſpannung der Feuerſpritzen und Schleifeimer bewilligt. 

(Amtskautionen.) Der Magiſtrat ſtellt den 
Antrag, daß die Zinſen von den baar eingelegten 
Amtskautionen, welche nach Beſchluß ſtets ſo hoch 
wie die Stadtobligationen verzinſt werden ſollen, wie— 
derum wie die Obligationen auf 4 pCt. erhöht werden und 
die Cautionsſteller nach dieſem höheren Zinsfuße ſchon von 
Termin Weihnachten des v. J. Zinſen⸗Zahlung er⸗ 
halten dürfen. Die Verſammlung gab ihre Zuſtimmung 

(Mehrausgabe von 15,908 Rthlr.) Dieſe 
Mehrausgabe, welche bei der allgemeinen Verwaltung 
pro 1847 vorgekommen, ſoll auf Antrag des Magi⸗ 
ſtrats nachträglich bewilligt werden. Hierbei participirt 
die Armenverwaltung mit 7151 Rthlr., für dieſe Wer: 
waltung waren abgeſetzt 24,683 Rthlr., nachträglich 
waren noch bewilligt 12,624 Rthlr. und hierzu kom⸗ 
men noch die obigen 7,151 Rthlr. Die Angelegenheit 
wurde an eine Kommiſſion zur Prüfung überwieſen. 

(500 Rthlr. Unterſtützungsgelder.) Dieſe 
im Etat für Elementar⸗Unterrichtsweſen zur Unterſtüz⸗ 
zung hülfsbedürftiger Lehrer ausgeſetzte Summe ſoll, 
auf Antrag der Schulen-Deputation, künftig nur von 
dieſer ohne vorhergegangene Zuſtimmung der Stadt— 
verordneten in jedem einzelnen Fall, an Hülfsbedürf— 
tige vertheilt werden. 

(Straßenerweite tung.) Die Bau-Deputation 
ſtellt den Antrag, dem Beſitzer des Grundſtückes Nr. 13 
am Neumarkt für den zur Erweiterung der Straße 
abzutretenden Flächenraum eine Entſchädigung von 
450 Rthlr. zu gewähren. Die Höhe der Summe 
ſindet darin Begründung, daß der Beſitzer durch Ab— 


tretung des Raumes gezwungen wird, bei dem Wie⸗ 


deraufbau des neulich niedergebrannten Hauſes die al- 
ten Fundamentmauern zu verlaſſen. 

(Begräbniſſe in fünfter und ſiebenter 
Klaſſe.) Der Magiſtrat ſtellt den Antrag, daß die 
in § 57 der Stoltare von 1840 für die fünfte Be⸗ 
gräbnißklaſſe als nothwendiges Attribut feſtgeſetzte Be⸗ 
ſtimmung, „der Sarg muß mit dem Leichentuche bes 
deckt werden, aufgehoben und nachgegeben werde, daß 
auch in dieſer Klaſſe der Sarg unbedeckt bleiben kann, 
da mancherlei Beſchwerden von den Gewerken und 
Mitteln eingelaufen ſeien. Die Verſammlung gab 
ihre Genehmigung. Der Stadtverordnete Linderer 
ſtellte nun den Antrag, daß es an der Zeit ſei, eine 
viel wichtigere Beſtimmung, daß nämlich die Leichen, 
welche nach der ſiebenten Klaſſe begraben werden, im 
flachen Sarge (vulgo Naſenquetſche) begraben werden 
müſſen, aufzuheben, und auch den Aermſten zu ge⸗ 
ſtatten, ſich eines andern Sarges als der beim Volke 
verhaßten Naſenquetſche zu bedienen. Die Verſamm⸗ 
lung glaubte die Sache ſo lange liegen laſſen zu dür⸗ 
fen, bis einmal (wann 22) eine Regulirung der ganz 
zen Kirchenverhältniſſe vor ſich gehe. 

(26 Trommeln.) Der Magiſtrat hatte bei 
dem General⸗Kommando angefragt, ob es der Bür— 
gerwehr Trommeln überlaſſen könne, hierauf aber den 
Beſcheid erhalten, daß es keine Trommeln zur Dispo⸗ 
ſition habe. Der Magiſtrat ſtellte nun bei der Ver⸗ 
ſammlung den Antrag und erhielt die Genehmigung, 
daß zur Anſchaffung von 26 Trommeln 286 Rthlr. 
aus der Kämmereikaſſe verwendet werden dürfen. 

(Antrag eines Anonymi.) Der Ungenannte 
weiſt in feinem Anſchreiben darauf hin, daß es vor: 
gekommen, daß auf dem Viehmarkt Kälber und ſelbſt 
Kühe geſtohlen worden, und ſtellt daher den Antrag, 
daß die berittene Bürgerwehr die Sicherheit des Vieh— 
marktes übernehmen möge. Der Antrag fand zwar 
keine Berückſichtigung, doch hat Anonymus vielleicht 
ſeinen Zweck erreicht. 

(Geſuch mehrer Künſtler.) Mit dieſer Un⸗ 
terſchrift verſehen iſt ein Geſuch eingegangen, durch 
welches beantragt wird, daß die Victualienhändler, 
welche dicht am Standbilde Friedrichs des Großen 
eil haben, von dieſem Platze entfernt werden mögen. 

ie Verſammlung ging nicht auf den Antrag ein. 

(Steuerfreiheit bei Neubauten.) Der Kauf⸗ 
mann Held ſtellte ſchriftlich an die Verſammlung den 
Antrag, denjenigen hieſigen Einwohnern, welche vom 
1. Januar 1849 ab Neubauten unternehmen, Steuer⸗ 
freiheit in der Art zu bewilligen, daß diejenigen, welche 
große und mittlere Wohnungen anlegen, auf 6 Jahre, 
und die, welche Arbeiterwohnungen einrichten, auf 12 
Jahre ſteuerfrei bleiben. Die Verſammlung ging auf 
die Sache nicht ein und verwies die Schrift an den 
Magiſtrat zur Beſcheidung. 

( Sicherheit, Schutz durch Polizei und 
Militair.) Der Vorſteher Regenbrecht ſtellte den 
a: den Magiſtrat zu erſuchen, ſich mit der Po: 
zeibehörde wegen befferer Aufrechterhaltung des Schutzes 


und Sicherheit des Marktverkehres in Einvernehmen 


u 


zu ſetzen; dies wurde genehmigt. Ein Zuſatz in Ber 
treff der Mitwirkung des Militairs, gegen welchen ſo— 
gleich proteſtirt wurde, erhielt keine Zuſtimmung. 

(Leubus. Zwangsanleihe.) Im Laufe der 
Verhandlung ſtellte der Stadtverordnete Siebig den 
Antrag, den Magiſtrat zu erſuchen, Erkundigungen hin⸗ 
ſichts des Geſundheitszuſtandes des zu Leubus wegen 
Geiſteskrankheit ſich befindenden Dr. Nagel, früheren 
Mitbürgers unſerer Stadt, bei den betreffenden Be⸗ 
hörden einzuziehen, damit man erfahre, ob das Ge⸗ 
rücht, Nagel ſei geſund, wolle die Anſtalt verlaſſen, 
werde aber daran gehindert, begründet ſei oder nicht. 
Der Antrag wurde genehmigt und ebenſo der am 
Schluß der Sitzung von demſelben Antragſteller geftellte 
Antrag, daß die Finanz-Deputation darüber berathen 
möge, ob und welche Schritte gegen die vom Minis 
ſterium projektirte Zwangsanleihe zu thun ſeien. 

(Bewilligungen.) An Brandbonifikationen 
wurden 1580 Rtl. bewilligt, darunter für das Haus 
Nr. 31, kleine Groſchengaſſe 1550 Rtl. — Dem Leh⸗ 
rer der Mildeſchen Freiſchule, Adler, welcher eine Bade⸗ 
reiſe zu unternehmen ſich gezwungen ſieht, find 30 Rtl. 
gewährt worden. — Mehrere andere Geſuche um Un⸗ 
terſtützungen ſind theils an den Magiſtrat, theils an 
die Armendirektion verwieſen worden. 

(Wahlen.) Der Kaufmann Zwinger hat ſich 
zur Annahme des Stadtrathamtes bereit erklärt, dage— 
gen hat Stadtrath Haymann ſeine Dimiſſion einge⸗ 
reicht, man hofft jedoch durch eine an denſelben zu 
ſchickende Deputation es zu erreichen, daß ein ſo tüch⸗ 
tiges Mitglied dem Magiſtrat wieder erhalten wird. 
Zu Mitgliedern der Schulen⸗Deputation wurden ge⸗ 
wählt: Grund, Hirt, Regenbrecht; zum Mitgliede der 
Abgaben⸗Deputation der Nadlermeiſter Lindner, als 
Schiedsmann im Oderbezirk der Goldarbeiter Rudolph, 
im ſieben Radebezirk der Kaufmann Müller, im An⸗ 
tonienbezirk der Kaufmann Samoſch, im vier Löwen⸗ 
bezirk der Uhrmacher Thiel, im Schloßbezirk der Kauf⸗ 
mann Wollheim, im Zwingerbezirk der Kaufmann Jul. 
Neugebauer. An Stelle der ausgeſchiedenen Stadt⸗ 
verordneten Milde und Ludewig wurden die Stadtver⸗ 
ordneten⸗Stellvertreter Dyhrenfurt und L. Hirt ein⸗ 
berufen, 


* Breslau, 21. Juli. Am 19, d. beauftragte 
eine Tagearbeiterwittwe ihren 10 Jahr alten Sohn, 
auf dem vor dem Ohlauer- und Ziegelthore belegenen 
Holzplatze Spähne zu ſammeln. Der Knabe begab 
ſich aber zuvörderſt auf einen auf der Ohle befindlichen 
Kahn, wahrſcheinlich um ſich zu ſchaukeln. Das Her⸗ 
abfallen ſeiner Mütze in das Waſſer veranlaßte ihn 
zu dem Verſuch, dieſelbe mittelſt einer Ruthe an ſich 
zu bringen, bei welcher Gelegenheit er aber das Gleich⸗ 
gewicht verlor, und in das Waſſer ſtürzte und verſank. 
Obzwar er bald durch den mit feinem Bruder in ei⸗ 
nem Kahn herbeigeeilten Schwimmmeiſter Knauth ge⸗ 
ſucht und vom Schwimmlehrer nach Verlauf einer 
halben Stunde gefunden wurde, ſo blieben doch die 
im Kloſter der barmherzigen Brüder angeſtellten Wie⸗ 
derbelebungs⸗Verſuche ohne Erfolg. — Vielleicht wäre 
der Knabe gerettet worden, wenn nicht durch ei⸗ 
nen in der Nähe des Orts, wo der Verunglückte aus 
dem Waſſer gezogen wurde, wohnenden Grundbeſitzer 
die Soitens eines Beamten gewünſchte baldige Abſen⸗ 
dung in das gedachte Hoſpital, wäre beharrlich ver⸗ 
weigert worden. 


* Breslau, 21. Juli. [Arbeiter Verein.) 
In der geſtrigen Sitzung des Arbeſtervereins hielt Hr. 
Friedensburg einen Vortrag, der als Einleitung zu 
einer Reihe von Vorträgen über die ſoziale Frage 
dienen ſollte. Als Grundgedanken des Sozialismus 
ſtellte er den Satz hin: Jeder Menſch hat ein Recht 
zu exiſtiren, und hiervon ausgehend, entwickelte er in 
einer, wie es uns ſchien, nicht recht populären Sprache, 
daß ſich bisher zwei Syſteme im wirthſchaftlichen Le⸗ 
ben extrem gegenüberſtehen, von denen das eine in 
die Praxis übergegangen, das andere Theorie geblieben 
iſt, die aber beide nicht geeignet ſind, jenes Menſchen⸗ 
recht zur Geltung zu bringen, obwohl beide eigentlich 
danach ſtreben. Das Eine iſt das Syſtem der freien 
Concurrenzz die maßloſe Freiheit, die damit dem 
Individuum gewährt wird, muß nothwendiger Weiſe 
die Arbeit unter das Joch des großen Kapitals brin⸗ 
gen. Das entgegengeſetzte Syſtem iſt der Commu⸗ 
nismus, der mit der Vernichtung aller Individuali⸗ 
tät nur zur Unfreiheit führen muß. Es ſeien daher 
andere Wege zur Sicherſtellung der Exiſtenz nothwen⸗ 
dig, deren Unterſuchung der Redner in den nächſten 
Vorträgen vornehmen will. — Es iſt gewiß nur an⸗ 
zuerkennen, wenn ſich wiſſenſchaftlich gebildete Leute 
der Mühe unterziehen, durch belehrende Vorträge die 
Intelligenz in dem Arbeiterſtande zu heben und zu ſtär⸗ 


ken, da der Arbeiter ſelbſt, wie wir das ſchon oft 
wahrgenommen, den beſten Willen für ſeine intelligente 
Fortbildung beſitzt. Nur müſſen wir eben im Inter⸗ 
eſſe des Arbeiters wünſchen, daß ſich die Vortragenden 
einer populären Sprache befleißigen. 

* Breslau, 21. Juli. [Das Verhältniß 
der Freimaurerei zur Politik.] Unter dieſem 
Titel liegt uns ein als Manufkript für Freimaurer 
gedrucktes Heft vor, aus deſſen reichem Inhalt wir 
den Leſern Einiges abzuſchreiben nicht unterlaſſen kön⸗ 
nen. Wie ſchon der Titel anzeigt, wird hier die Un⸗ 
terſuchung angeſtellt, inwieweit ſich der Maurer als 
ſolcher mit der Politik zu beſchäftigen habe. Die 
Statuten der Maurerei ſprechen es geradezu aus, daß 
die Politik nicht zu den Zwecken des Ordens gehöre. 
Darin liege für den erſten Blick eine Anklage gegen 
den Orden, als es für jeden ſittlichen Menſchen Pflicht 
und innere, unabweisliche Nothwendigkeit ift; Inter: 
eſſe am Politiſchen zu nehmen, da das Politiſche ſel⸗ 
ber an ſich ein weſentlich ſittliches Element iſt. — 
Der Verfaſſer löſt dieſe Kolliſion in einer ſehr logi⸗ 
ſchen Entwickelung damit, daß er die Politik nach ih: 
rer ideellen und allgemeinen Seite, ſofern ſie 
ſich nämlich mit dem Verhältniß der Freiheit und 
Geſetzlichkeit überhaupt im Staate beſchäftigt, allerdings 
mit dem F.⸗M.' ſchen Intereſſe in Verbindung geſetzt 
haben will. „Denu der F.⸗M. beſchäftigt ſich mit 
den höchſten, reinſten Ideglen der Menſchheit, aber ſo, 
daß er dahin ſtrebt, ſie in ſeinen Geiſt, in ſeine 
Geſinnung aufzunehmen, daß er ſich ihre be⸗ 
fruchtende Kraft und die immer rege Empfänglichkeit 
für ſie erzeugt.“ Allein die ſpezielle Politik, wie 

B. über Staatsformen u. ſ. w., die müſſe die 
Maurerei als ſolche von ſich weiſen. Die F.⸗M. 
baut nur auf dem Unbezweifelten, Unbeſtreitbaren, 
Allgemeingültigen; auf dem, was alle Menſchen für 
wahr, gut und ſchön halten müſſen. In der ſpeziel⸗ 
len Politik aber hört die Zweifelloſigkeit auf, und 
Parteiungen und Streit treten ein. Die Politik for⸗ 
dert ihrem ganzen Weſen nach Oeffentlichkeit und wi⸗ 
derſtreitet daher diametral der Maurerei, die ihrer 
Natur nach, als eine ſtille Verbrüderung, nothwendig 
eine geheime iſt. Die Maurerei bleibt im Gebiete 
des Subjektiven und ſchließt jeden Eingriff in das 
Objektive des großen Weltbeſtandes aus. Die 
F.⸗M. ehrt und liebt den inhaltsſchweren Grundge⸗ 
danken der franzöſiſchen Revolution: Freiheit, 
Gleichheit, Bruderliebe, will ihn aber nicht als 
blutiges Schiboleth auf ihr Panier ſchreiben. — Wir 
können das Heft auch ſeiner edlen Sprache wegen den 
Leſern nur beſtens empfehlen. | 

(Berichtigung) In dem geſtrigen Berichte 
über den Vortrag des Dr. Pinoff befindet ſich ein 
Druckfehler, der den Sinn eines Satzes vollſtändig 
umkehrt. Die betreffende Stelle lautet: „Eine ſolche 
Philoſophie wird „nicht“ die ſozialen Zuſtände vor 
ihr Forum ziehen,“ während es heißen ſoll: „Eine 
ſolche Philoſophie wird „und muß“ die ſozialen Zu⸗ 
ſtände ꝛc.“ Außerdem iſt auch der Ausdruck; „nie⸗ 
drige Philoſophie“ nur einem Druckfehler zuzuſchrei⸗ 
ben; es ſoll heißen: „modrige Philoſophie. 

J 

Nach dem der National-Verſammlung e 
Geſetz-Entwurf über eine 3 ½ prozentige Zwangs⸗An⸗ 
leihe ſoll die freiwillige ö prozentige Anleihe mit dem 
10. Auguſt d. J. geſchloſſen werden. 

Es iſt ſehr wahrſcheinlich, daß dieſer Entwurf zum 
Geſetz erhoben wird, daher für jeden ſehr vortheilhaft, 
ſich noch bei der freiwilligen Anleihe auf ſo hoch zu 
betheiligen, als er muthmaßlich zur Zwangs⸗Anleihe 
wird beitragen müſſen. 91 

Nach dem allerhöchſten Erlaß vom 14. Juni d. J. 
(Geſetz⸗ Sammlung Seite 156) können die Vormünder 
das Vermögen ihrer Mündel bei der freiwilligen An⸗ 
leihe zinsbar belegen. Wir fordern daher alle Vor⸗ 
münder und Kuratoren in den bei uns und den Un⸗ 
tergerichten unſeres Departements ſchwebenden Vor⸗ 
mundſchaften und Curatelen, deren Mündel ein Ver⸗ 
mögen von 4000 Ntlr. oder mehr beſitzen, auf, dieſe 
Verhältniſſe in Erwägung zu ziehen, und ſchleu nig ſt 
dafür zu ſorgen, daß ihre Mündel ſich noch bei der 
freiwilligen Anleihe betheiligen können. Die Unterge⸗ 
richte unſeres Departements haben desfalſige Anträge 
ſchleunigſt zu erledigen und dafür zu ſorgen, daß die 
Zahlungen noch vor dem 10. Auguft d. J. an die bes 
treffende Kaſſe erfolgen. 

Ratibor, den 20. Juli 1848, 

Königliches Pupillen⸗Kollegium. 
5 (gez.) Wenbel. 


nſerate. 


Aufforderung. ar 8 

Das Städtchen Friedland in Oberſchleſien iſt 
am 24. Juni d. J. von einer furchtbaren Feuers⸗ 
brunſt heimgeſucht worden, indem ſich im Verlaufe 
einer halben Stunde die Flammen über 29 Be⸗ 
ſitzungen verbreitet und dieſe total vernichtet ha⸗ 
ben. Fünf und fünfzig Familien aus 247 Haup: 
tern beſtehend, jammern im Elende und rufen nach 
Hülfe, nach ſchleuniger Hülfe! Unterſtützung von 
Auswärts thut dringend noth, da der Ort ſelbſt 
bei ſeiner bekannten Armuth faſt gar keine darzu⸗ 
bieten vermag. 5 2 

Möchte doch der Jammer dieſer Unglücklichen 
die Herzen auch der Bewohner hieſiger Stadt zu 
thitiger Hülfe erwecken. Milde Gaben, ſowohl 
an Gelde, als Kleider und Wäſche, iſt unſere 
Rathhaus Inſpektion angewieſen, gegen Quittung 
in Empfang du nehmen. 

Breslau, den 7. Juli 1848. 
8 Der Magiſtrat 
hieſiger Haupt⸗ und Reſidenzſtadt. 


„ Magdeburg, den 14. Juli. Der vor einiger 
Zeit in Nauen gegründete Verein für König und 
Vaterland hielt heute im Saale des hieſigen Gaſt⸗ 
hofes zur Stadt London eine Verſammlung, welcher 
gegen 500 Mitglieder des Vereins, zahlreiche Gäſte 
aus allen Theilen der Monarchie und unter dieſen De⸗ 
putirte anderer Vereine beiwohnten, von denen der pa⸗ 
triotiſche Verein zu Berlin, der Preußen-Verein für 
conſtitutionelles Königthum ebendaſelbſt, der patriotiſche, 
der conſtitutionelle und der Handwerkerverein zu Bran⸗ 
denburg, der Bauernverein des Teltower Kreiſes, der 
patriotiſche Verein des Zaucher Kreiſes, der conftitutio: 
nelle Dienſtags⸗Verein zu Angermünde, der patriotiſche 
Verein des Weſt⸗Havellandes, der patriotiſche Verein 
zu Neudamm und der Preußen⸗Verein ir Halle ges 
nannt wurden. Von andern Vereinen waren Schrei: 
ben eingegangen. 

Nachdem der Vorſitzende, Herr v. Völknitz, in ei⸗ 
ner Eröffnungsrede den ſich aus dem § 1 der Statu⸗ 
ten ergebenden Zweck des Vereins, welcher auf dem Bo⸗ 
den der conſtitutionellen Monarchie gegen Republik und 
Anarchie ankämpfen will, näher entwickelt hatte, wurde 
die Stellung der anweſenden Nichtmitglieder dahin feſt⸗ 
geſetzt, daß dieſelben das Wort zu ergreifen, aber nicht 
mitzuſtimmen befugt fein follten. Die Diskuſſion die: 
ſes Gegenſtandes gab den Deputirten anderer Vereine 
Gelegenheit, ſich über die Tendenzen der letzteren aus⸗ 
zuſprechen und bewies, daß die Sache des conſtitutio⸗ 
nellen Königthums in dem angeſtammten Herrſcherge— 
ſchlechte auf die entſchiedenſte und erfolgreichſte Unter 
ſtützung in allen Landestheilen und in allen Schichten 
der Geſellſchaft rechnen könne. Es hatte bisher nur 
eines Vereinigungspunktes bedurft, um die zahlreichen 
Anhänger des Thrones und geſetzlicher Ordnung zu fes 
ſtem gemeinſamen Zuſammenwirken zu verbinden. Die⸗ 
ſes Bedürfniß war vielfach laut geworden, hatte aber 
auf dem bisher verſuchten Wege der Affiliation an die 
in Berlin beſtehenden Vereine gleicher Tendenz nicht 
befriedigt werden können, weil man in den Provinzen 
nicht ohne Grund Anſtand nahm, ſich Vereinen unter⸗ 
zuordnen, deren Wirkſamkeit bei den gegenwärtigen Zu: 
ſtänden in der Hauptſtadt nicht ganz unabhängig von 
äußeren Einflüſſen bleiben zu können ſchien. Der „Ver⸗ 
ein für König und Vaterland“ dagegen, welcher in kei⸗ 
nem Orte vorzugsweiſe ſeinen Sitz hat, ſondern ſich 
über die ganze Monarchie erſtreckt, verbindet mit den 
Vortheilen, welche eine größere Affociation durch Con⸗ 
centrirung bedeutender materieller und geiſtiger Kräfte 
bietet den Vorzug, durch feine wandernden General 
Verſammlungen allen Gleichgeſinnten Gelegenheit zu 

einer, ſich über lokale Kreiſe hinaus erſtreckenden Wirk⸗ 
ſamkeit zu geben, und hierdurch das Bewußtſein, einer 
ebenſo mächtigen wie geſinnungstüchtigen Partei anzu⸗ 
gehören, allgemein zu ſtärken. Von dieſem Geſichts⸗ 
punkte ausgehend, hatte der Vorſtand eine, denſelben 
klarer hinſtellende, anderweitige Faſſung des § 5 der 
Statuten vorgeſchlagen, welche bei den Lokalvereinen 
jede Beſorgniß ausſchließen ſollte, als ob eine Unter⸗ 
Ordnung derſelben beabſichtigt würde. Die Verſamm⸗ 
lung hielt jedoch den § 5 für hinlänglich klar und der 
Tendenz des Vereins entſprechend, und verwarf mit 
der vorgeſchlagenen Abänderung zugleich ein, von dem 
geheimen Juſtizrath v. Lauer, Deputirten des Berliner 
Preußen⸗Vereins, beantragtes Amendement, welches die 
Veränderung der Statuten überhaupt, eine anderwei⸗ 
tige Definition der Tendenz des Vereins und die Feſt⸗ 
ſtellung des Verhältniſſes bezweckte, in welches die glei⸗ 
chen Tendenzen huldigende Vereine zu einander treten 
ſollten. 

Die Diskuſſion dieſes Gegenſtandes wurde durch 
die Mittheilung unterbrochen, daß einige Bös willige, 
offenbar in der Abſicht, dem Verein in der öffentlichen 
Meinung zu ſchaden, Perſonen aus der unbemittelte⸗ 

ren Klaſſe, welche in der Abſicht des Beitritts zum 
Vereine erſchienen waren, vor dem Lokal mit dem Be⸗ 
merken zurückgewieſen hätten, daß nur gebildete Leute 
in der Verſammlung Aufnahme fänden. Der Vorſi⸗ 
tzende ſprach im Namen der Verſammlung feine In⸗ 
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dignation über dieſes Verfahren aus und verwahrte 


den Verein gegen die Abſicht, Mitglieder irgend eines 
Standes von der Theilnahme anszuſchließen. 

Mit großem, lange anhaltendem Beifall wurden 
die Deputirten des Bauern⸗Vereins des Teltower Krei⸗ 
ſes, und unter ihnen der Bauergutsbeſitzer Tesmer, 
welcher als Redner auftrat, begrüßt. Die Statuten 
dieſes trefflichen und ſegensreich wirkenden Vereins 
wurden unter die Anweſenden mit dem Wunſche ver⸗ 
theilt, ähnliche Vereinigungen in ihren Kreifen hervor: 
zurufen. 

Eine lebhafte Debatte entſpann ſich über den An⸗ 
trag gegen die, von der Frankfurter National⸗Ver⸗ 
ſammlung ohne Vorbehalt der Genehmigung der deut⸗ 
ſchen Regierungen beſchloſſene Errichtung einer proviſori— 
ſchen Centralgewalt in einer Adreſſe zu proteſtiren. Bei aller 
Verſchiedenheit der Anſichten über die Mittel und Wege, 
dieſe Frage zu einer befriedigenden Löſung zu brin⸗ 
gen, ſprachen doch alle Redner einſtimmig die Ueber⸗ 
zeugung aus, daß ein einiges Deutſchland ohne Zu: 
ſtimmung eines ſtarken Preußens unmöglich, und dieſe 
für die definitive Regulirung des Bundesverhältniſſes 
nur dann denkbar ſei, wenn Preußen ein, feiner bie- 
herigen Stellung entſprechender Platz im vereinigten 
Deutſchland eingeräumt würde. Allgemeine Begeiſte⸗ 
rung erweckte jedes der beredten Worte, welche an den 
noch nicht erſtorbenen preußiſchen Nationalgeiſt appel⸗ 
lirten. Getheilt waren die Anſichten nur darüber, ob 
die preußiſche Regierung die Rechte Preußens bisher 
hinlänglich gewahrt habe, oder jeder Rechtsverletzung 
von Seiten der deutſchen Nationalverſammlung mit 
größerer Entſchiedenheit hätte begegnet werden ſollen. 
Die Erörterung dieſer Frage führte von ſelbſt zur Er— 
wägung der Gründe, in Folge deren dieſelbe bisher 
eine für das preußiſche Volk ſo verletzende Erledigung 
gefunden. Man fand dieſelben ziemlich allgemein in 
der im Lande herrſchenden Unordnung und Geſetzloſig— 
keit, im Mangel an Energie von Seiten der Regie⸗ 
rung und in dem ſo unbefriegenden Gange der Be⸗ 
rathungen der preußiſchen Nationalverſammlung. Von 
mehreren Seiten wurden die bitterſten Klagen erhoben 
über die ſeit dem 19. März befolge Politik, über die 
Haltung des gegenwärtigen Miniſterii, namentlich der 
Frage der Anerkennung der Revolution gegenüber, 
endlich über die von der preußiſchen Nationalverſamm⸗ 
lung bewirkte Ueberſchreitung ihrer, ſich auf die Ver⸗ 
einbarung einer Verfaſſung mit der Krone beſchrän⸗ 
kenden Kompetenz. Die Verſammlung beſchloß, dieſe 
Anſichten dem Staatsminiſterio in einer Adreſſe vor— 
zutragen, mit deren Entwerfung eine Kommiſſion be⸗ 
auftragt wurde. 

Die nächſte Verſammlung des Vereins für König 
und Vaterland wurde auf den 24. d. M. in Halle 
an der Saale anberaumt. Der Ort wurde hauptſäch⸗ 
lich deshalb nicht in einer anderen Provinz gewählt, 
weil es wünſchenswerth erſchien, die beſchloſſene Adreſſe 
einer Verſammlung vorzulegen, welche ungefähr dieſel⸗ 
ben Elemente, wie die in Magdeburg abgehaltenen, 
enthielte, und weil zwei Einwohner von Halle Mit⸗ 
glieder der Adreſſe-Kommiſſion ſind. Für die Zukunft 
iſt es jedoch die Abſicht, bei der Beſtimmung der Ver: 
ſammlungsorte mit den verſchiedenen Provinzen zu 
wechſeln. 

Obgleich die Verſammlung, wie dies bei dem er⸗ 
ſten Zuſammentritt fo verſchiedener Elemente nicht an⸗ 
ders erwartet werden konnte, keine weiteren unmittel⸗ 
baren und praktiſchen Reſultate hatte, ſo ſchied doch 
ein Jeder mit dem ſtärkenden Bewußtſein, mit einer 
großen Anzahl von Geſinnungsverwandten in Verkehr 
getreten zu fein, welche alle ihre Kräfte der Sache des 
Thrones und des Geſetzes zu weihen und die Zahl ih⸗ 
rer, zum Handeln bereiten Anhänger durch Wort und 
Schrift zu vermehren entſchloſſen ſind. 
r est BF rn ee 

Mit freudiger Theilnahme haben wir den Zuruf 
des Schleſiſchen Vereins der Freiwilligen von 1813—15 
an die Nationalverſammlung zu Berlin geleſen und 
mit treuem Herzen ſchließen wir uns den Gefinnun- 
gen unſerer ehrenwerthen Kameraden an, indem wir 
dieſen und allen Gleichgeſinnten die brüderliche Rechte 
darbieten, um den ehrenvollen, uns Allen fo theu⸗ 
ren Wahlſpruch: „Mit Gott, für König und 
Vaterland!“ aufrecht zu erhalten und mit allen 
Kräften, unter der Führung unſeres geliebten Königs, 
zum Heile des Vaterlandes mitzuwirken. 

Liegnitz, den 20. Juli 1848. 

v. Willſcheck, 
Major a. D., im Namen und Auftrage 
vieler Kameraden aus den Kriegsjahren 
1813-15. 
„ —— l 

Der Abgeordnete des Münſterberger Kreiſes Herr 
Candidat der Theologie Pape, hat in der Sitzung 
der National⸗Verſammlung in Berlin am 1. Juli Fol⸗ 


gendes geäußert: 
„in ſeinem Kreiſe ſei der Landrath noch nicht ein⸗ 
mal ſo gebildet, daß er die Würde des Lehrer⸗ 
ſtandes erkennen könne. In amtlichen Erlaſſen 
lege er den Mitgliedern deſſelben nicht einmal das 


Prädikat „Herr“ bei, und in Anreden bediene er 
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fih einem Lehrer gegenüber nicht einmal des 
„Sie.“ Perſonen, welche Jahre lang unter dem 
Drucke zu ſolchen Vorgeſetzten geſtanden, würden 
ihnen gegenüber „immer noch eine gewiſſe Schüch⸗ 
ternheit und Unfreiheit behalten.“ 


Wir können der, von dem damaligen Kultus-Mi⸗ 
niſter Herrn Rodbertus auf dieſe Rede ertheilten Antwort: 
„es handle ſich hier nicht von der Anklage einer 
frühern Zeit“ 
nur vollkommen beipflichten; wir finden es nicht par⸗ 
lamentariſch, nicht der Würde der National⸗Verſamm⸗ 
lung entſprechend, in die Debatten Perſönlichkeiten zu 
miſchen, deren ſpecielle und verletzende Erwähnung 
durch die Sachlage nicht erforderlich wird. Wir hal⸗ 
ten uns verpflichtet, zur Beurtheilung der verunglimpf⸗ 
ten Perſon dem Publikum gegenüber auszuſprechen: 
daß der Landrath des Münſterberger Kreiſes, Herr 
v. Wentzky, während feiner 46jährigen Verwaltung mit 
Hintanſetzung ſeiner Privat-Intereſſen lediglich für das 
Wohl des Kreiſes gelebt und gewirkt hat, daß derſelbe 
namentlich in den bedrängten Jahren 1806 und 1807, 
wie 1813, durch ſeine pflichtgetreue Fürſorge und Aus⸗ 
dauer unvergängliche Anſprüche auf die Dankbarkeit 
des Kreiſes ſich erworben hat, Anerkennungen, welche 
ihm bisher von den Kreis-Einſaſſen und den Behör⸗ 
den zu Theil geworden ſind. Wenn Verdienſte um 
den König und um das Vaterland in gegenwärtigem 
Moment verdunkelt und vergeſſen werden mögen, ſo 
wird die Thatſache eines gemeinnützigen pflichtgetreuen 
Lebens den einſeitigen Vorwurf des Mangels an Bil⸗ 
dung entkräften. | 
Münſterberg, 14. Juli 1848. 
Frhr. v. Gaffron. Mücke, Juſtizrath. Reiniſch, 
Rittergutsbeſitzer. Engliſch, Erbſcholtiſeibeſitzer. 
Freundt, Knauer, Anlauf, Franz Schinke, 
Amand Heinze, Bauergutsbeſitzer. Körner, Pfarr⸗ 
Adminiſtrator. Tiling. Buhl, Erbſcholtiſeibeſitzer. 


— 


Aufruf an die deutſche Rechtlichkeit! 
Der Deutſchen Redlichkeit und Treue hatte faſt bei 
allen Völkern einen guten Ruf, doch wird ſich in kur⸗ 
zer Zeit darthun, ob die neuere Revolution hierin eine 
Veränderung bewirken wird. — Verträge, welche vor 
kaum 3 bis 4 Generationen, oft in noch jüngerer 
Zeit, unter allen rechtlichen Formen über Grundſtücke 
zwiſchen Gutsbeſitzern und Ruſtikalen geſchloſſen wor⸗ 
den, ſollen durch die Vertreter des Volkes, zum Nach⸗ 
theil der (bei der National⸗Verſammlung gar nicht ver⸗ 
tretenen) erſteren, gültig bleibend, zum Vortheil der Ru⸗ 
ſtikalen, ohne Entſchädigung aufgehoben werden, ſoweit 
dadurch Laſten begründet ſind, welche man willkührlich 
mit dem Namen „Feudallaſten“ zu belegen beliebt, als 
ob fie aus den grauen Zeiten des frühern Fauſt⸗ 
rechts herrührten. Schon der ausgeſprochene Wille 
einzelner Abgeordneten wirft einen ſchwarzen Schatten 
auf die Gegenwart, die Ausführung dagegen wurde 
unberechenbar in ihren Folgen ſein, und bis in die 
ſpäteſte Zukunft den Fluch verarmter Familien von 
Gutsbeſitzern, Hypotheken-Gläubigern und Pfandbriefs⸗ 
Inhabern, auf die gegenwärtige Revolution laden; 
während eine ſo allgemeine Beraubung noch nie in der 
Geſchichte, ſelbſt der rohſten Völker, geſetzlich ausge⸗ 
ſprochen worden iſt, und ſelbſt die Satrapen des 
Orients dergleichen nicht ſchamlos unternehmen, ſon⸗ 
dern wenigſtens zu den Vorwänden geſetzlicher Conſis⸗ 
cation greifen. Noch iſt unſer Vertrauen auf das 
Rechtsgefühl der National⸗Vertreter beſtehend, fo viel 
man ſich auch von gewiſſen Seiten Mühe gibt, uns 
zu verdächtigen und vom Volke und deſſen Rechten 
auszuſchließen, vielleicht um Reactions-Verſuche und 
Vorwände für eine ſolche organiſirte Plünderung her⸗ 
beizuführen. Ein Gutsbeſitzer. 
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Der Verein für König und Vaterland verfammelt 
ſich am 24. Juli Vormittags 10 Uhr in Halle a. d. 
Saale. Das Lokal der Verſammlung wird fpäter an 
gezeigt werden. Der Vorſtand. 


—— 


Anfrage. 

Es hat ſich das Gerücht verbreitet, daß die Herren 
Brück und Hipauf eine Extrafahrt nach Dresden 
zum Vogelſchießen veranſtalten wollen. Der Preis 
der Fahrt ſoll, wie verlautet, ein ſo billiger ſein, daß 
die hier und in den uns benachbarten Städten ange⸗ 
ſeſſenen gebornen Sachſen gewiß mit Freuden die Ge: 
legenheit ergreifen werden, gegen ſo geringe Koſten den 
Ihrigen einen Beſuch abzuſtatten. Von einer Berüh⸗ 
rung mit Dresden wäre auch nur das Beſte zu hof⸗ 
fen. Unſere Landsleute ſind zwar gute Deutſche und 
lieben den Fortſchritt, aber ſie ſind auch höchſt lopale 
Männer. Es wird um baldige Auskunft über da 
Unternehmen gebeten. 5 

Mehrere gute Preußen, die geborne Sachſen find. 
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Anfrage. 
Peterswaldau, 18. Juli. 
der im Juni 1844 hier ausgebrochenen 


hen ſoll zur Unterſtützung der Nothleidenden eine Summe 
von zehn Tauſend Thalern durch freiwillige Beiträge 
aufgekommen und bei der Bank in Breslau deponirt 


geweſen ſein, wie bei dem am 16. d. M. 


abgehaltenen Provinzial⸗Kongreß der Demokraten zur 
Sprache gekommen. — Ob und wenn dieſe Unter⸗ 
ſtützung ihre Verwendung gefunden hat? darüber wird 


um öffentliche Aufklärung gebeten. 


In Veranlaſſung 


1853 
Die Herren Schneidermeiſter, 


welche weder dem Mittel noch dem Vereine angehören, 
werden zu einer nochmaligen höchſt nothwendigen Hand⸗ 
werksbeſprechung auf Montag den 24. d. M. Vor⸗ 
mittags 8 Uhr in den Fürſten Blücher vor dem Sand: 
thore mit dem Bemerken eingeladen, ihre Herren Mit⸗ 
meiſter auf dieſe Anzeige aufmerkſam zu machen. 


Gütige Beiträge ſind ferner bei uns eingegangen: 
Für die durch Hagelwetter Verunglückten: 

a) zu Raake und umgegend: von F. 1 Rtl., J. B. 
10 Sgr., M. F. H. 1 Rtl.; laut Zeitung vom 15. Juli 
4 Kthl. 10 Sgr. Summa 6 Rthl. 20 Sgr. 

b) zu Loslau und umgegend: von W. 2 Rtl., M. 
F. H. 1 Rll.; laut Zeitung vom 15. Juli 3 Rtl. 
Summa 6 Ati. 

Für den verunglückten Soldaten: von Hrn. Hos⸗ 

pital⸗Inſpektor Grimm 15 Sgr., M. F. H. 1 Rtl.; laut 
Zeitung vom 15. Juli: 1% Rt. Summa 3 Rtl. 


Expedition der Breslauer Zeitung. 


Weberunru⸗ 


in Breslau 


Böhm. 


Aachener und 


Muͤnchener Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft. 


Da die Herren G. H. Kuhnrath in Brieg und J. M. Schleſinger in Oppeln die bisher geführte Agentur der obigen Geſellſchaft mit 
dem heutigen Tage niedergelegt haben, ſo erſuche ich die reſp. Verſicherten dieſer beiden Agenturbezirke ſich vorläufig, und bis zur Ernennung neuer Agenten in allen 


Verſicherungs⸗Angelegenheiten gütigft direk 


[ Theater⸗Nachricht. 
Sonnabend: 2öfte Abonnements-Vorſtellung. 
Neu einſtudirt: „Lenore.“ Vaterländi⸗ 
ſches Schauſpiel mit Geſang in 3 Akten 
von Karl v. Holtei. Muſik von Eberwein. 
Sonntag: 26ſte Abonnements-Vorſtellung. 
„Das bemooſte Haupt“, oder: 
„Der lange Iſrael.“ Schauſpiel in 
4 Aufzügen mit Geſang von Roderich 
Benedix. Neu arrangirt von W. Iſoard. 
Ouverture und Entreacts componirt von 
G. Heinze. Die eingelegten Geſänge ſind 
von verſchiedenen Kompeniſten. 
Um dem vielfach vom geehrten Publikum 
ausgeſprochenen Wunſche zu begegnen, ma⸗ 
chen wir hierdurch bekannt, daß wir aus den, 


bei der erſten Ziehung nicht verkauften Loo⸗ 


ſen eine zweite und letzte Ziehung veranſtal⸗ 
ten werden, welche am 1. Auguſt d. J. den 
Anfang nimmt. 

Es werden 3000 Stück Looſe a 2 Rthl. | 
ausgegeben und ſind die darauf fallenden Ge⸗ 
winne folgendermaßen vertheilt: 

Plau 
zur zweiten und letzten Ziehung der Abonne⸗ 
ments⸗Verlooſung für die noch laufenden 


Vorſtellungen. 
1 Gewinn à 50 Rthl. 50 Rthl. 
1 : 8 „ 30 
2 2 3 7 25 * 50 * 
3 · u 20 * 60 s 
4 s „ 15 2 60 3 
6 : 1 * 72 
ne e 80 
15 P 5 120 
25 E 7 6 ‘ 150 * 
40 : 1 Apr. 20 
70 B En : 350- =. | 
1100 ee e 450 
125 P RE 500 
300 n 1050 
= 4 55 3 2 1600 . 

[2 7 2 * 18 j 325 2 
. 0, 
3000 Gewinne 89082, Ati. 

Außerdem: ö 
1 Prämie zum Gewinne auf die erſte gezo⸗ 

gene Nummer 20 Rthl. 

1 Prämie zum Gewinne auf die 

Nummer vor dem großen 
Looſe 20 Rthl. 

1 Prämie zum Gewinne auf die 

Nummer nach dem großen 
Looſe 20 Rthl. 

1 Prämie zum Gewinne auf die 
vorletzte Nummer 10 Rthl. 

Prämie zum Gewinne auf die 
letzte Nummer 2 Rthl. 
9000 Rthl. 


Es erhellt hieraus, daß 2000 Looſe mit 
einem Gewinne über 2 Kthl. und nur 1000 
ns dem Einfage herauskommen und kann 
er erfte Gewinn im glücklichſten Falle ſich 
du, 71½ Rthl. belaufen. Die übrigen Be: 

gungen bleiben dieſelben. 
8 Wir glauben durch unſere bisherige Tha⸗! 

gkeit das Vertrauen der geehrten Abonnen⸗ 


ten gerechtfertigt zu haben und werden nicht Der Sckretair Direktor Gebauer wird über 


ſere agen, ein ferneres Zutrauen durch un⸗ 
5. Leiſtungen zu verdienen zu ſuchen, auch 

4 wir bei größern pekuniären Mitteln 
ch größern Anforderungen genügen. 

8. Kahr Verwaltungs⸗Ausſchuß. 
„Kahle. W. Ifo ard. L. Guinand. 


5 Verlobungs⸗Anzeige. 
x ie heute vollzogene Verlobung unferer 
achter Roſalſe mit dem Kaufmann Herrn 
— Gerſtel in Beuthen zeigen wir Verwand⸗ 
8 und Bekannten, ſtatt befonderer Meldung, 
ermit freundlichſt an. 
Gleiwitz, den 20. Juli 1848. 
Moritz Krämer. 
Augufte Krämer, geb. Pollack. 
Als Verlobte empfehlen ſich: 
Roſalie Krämer. 
J. Gerſtel. 
Beuthen. 


Verbindungs⸗Anzeige. 5 
Als ehelich Verbundene use ſich: 
Nu > i 
egefer, geb, . 
Breslau, den 20. Juli 168 9 — 


— 


Gleiwitz und 


* 


m 


Breslau, den 15. Juli 1848. ; 


F. Klocke, N 


Hauptagent der Aachener und Münchener Feuer- Verſicherungs⸗ Geſellſchaft. 


Entbindung ſeiner lieben Frau, Johanna, D c K Lan d b 0 t 2 


geb. Fürth, von eirem muntern Knaben, herausgegeben von Ambroſch, Schneer und Wilda, 
zeigt Verwandten und Freunden, ſtatt beſon⸗ erſcheint in 12 Nummern von einem halben Bogen vierteljährlich, für 3 Sgr. im Wege 
derer Meldung, ergebenſt an: des Buchhandels; alle Poſtämter nehmen gleichfalls, jedoch zum Preiſe von 4 Sgr. pro 
. H. Köbner. Quartal, Beſtellungen an, und liefern denſelben durch ganz Schleſien ſofort nach Erſcheinen. 
Breslau, den 21. Juli 1848. Der Landbote iſt dazu beſtimmt, im Sinne des konſtitutionellen Kö⸗ 
— nigthum mit freiſter Verfaſſung, politiſche Bildung zu verbreiten und über 

die Fragen der Zeit in gemeinfaßlicher Weiſe Auskunft zu geben. 

Derſelbe entſpricht dem Geiſte der Freiheit, zugleich aber auch dem der Ordnung und 


t an mich wenden zu wollen. 


Entbindungs⸗ Anzeige. 
Die heute Morgen S uhr erfolgte glückliche 


Entbindunge = Anzeige. | 
Die heute früh 3%, uhr erfolgte ſchwere, 
jedoch glückliche Entbindung meiner geliebten des Rechtes. 
Frau Emilie, geb. Schwarts, von einem unter der Rubrik „Weltha del“ enthält jede Nummer eine überaus klare und mit 
geſunden Knaben, beehre ich mich, el großer Gewandtheit zuſammengeſtellte Ueberſicht der wichtigſten Ereigniſſe der letzten Woche, 
ergebenſt anzuzeigen. 1848 an welche ſich dann Aufſätze mannigfaltigen Inhalts und verſchiedener Form anſchließen. 
Breslau, den 21. Juli 1848. 1 Wir machen vorzugsweiſe die Herren Gutsbeſitzer, Geiſtlichen, Schullehrer 
Ir Adolph Wide und Dorf⸗ chulzen auf denſelben aufmerkſam, da diefe am öfteften Beranlaffung haben, 
Todes⸗ Anzeige. vorgefaßte Meinungen der Landbewohner zu berichtigen, wobei denſelben der Landbote ſehr 
Heute Nachmittag verſchied nach langen gute Dienſte leiſten wird. 
Leiden unſere Tochter Fanny. Dies zeigen Ein Blick in die bis jetzt erſchienenen 14 Nummern wird das hier Geſagte beftätigen, ſowie 
wir Verwandten und Freunden, um ſtille der wohlfeile Preis Jede mann überzeugen kann, daß es fi) hier nicht um eine Spekula⸗ 
Theilnahme bittend, an. tion, ſondern allein um die gute Sache handelt, an deren Förd rung jedem Gutgefinnten 
Breslau, den 20. Juli 1848. gelegen ſein muß. 
Heinrich Sachs und Frau. Hieſige Abonnenten erhalten den Landboten ſofort frei ins Haus geſendet. 


Todes Anzeige Buchhandlung Joſef Max u. Komp. in Breslau. 


Heut Mittag 1 uhr verſchied nach kurzem 
Leiden der Kaufmann Carl Gröger. Um In der Buchhandlung von Wilh. Jacobſohn u. Comp., Kupferſchmiedeſtraße 44: 
ſtille Theilnahme bitten: find antiqualiſch vorrätbig: Schiller, 12 Bd. f. 4 Ril. Körner, in 1 Bd. vollſt. 1¼ Rtt, 
dietiefbetrübten Hinterbliebenen. Ohlenſchläger, 18 Bd. 3 Rtl. Müller, 5 Bd. IN. Börne, 8 Bd. 2 Rtl. Shakespeare”. 
Oels, den 20. Zul: 1848. 18 Bd., überſ. v. Voß, 4 Ril. Desgl. engl. in 1 Bd. 2 Ril. Molidre, deutſch u. franz⸗ 
— eee ja 175 Rel. Varnhagen v. Enfe, Denkwürdigkeiten (Ladenpr. 12 ½ Rtt.) f. 5 Rtl. Wachs 
Am heutigen Tage ſtarb nach kurzem Kranz ler's Geſch. d. Liter., 4 Bd. anft. 10 Ri. f. FRE. Sciller's Ged.; Seume's Ged.; Sal. 
kenlager an fauliger Ruhr meine geliebte let's Ged.; Gerſtenberg, 3 Bd. z Novalie, 2 Bd.; Claudius, 2 Bd.; Peter Sturtz, 2 Bd.; 
Frau Augufte geb. Breuſtedt. Tief be⸗ Klopſtock's Brieſwechſel; Sc iller's Leten; Herder's Leben u. a. m. a 15 Sgr. Göthe's 
trübt zeige ich dieſen Trauerfall mit der Herrm. u. Dor.; Wieland's Oberon; Tiedge's Urania; Geßner; Heinr. v. Kleiſt's Kätchen; 
Bitte um ſtille Theilnahme entfernten Freun⸗ Hebel's allem. Ged u. m. a. a 5— 7% Sgr. Muſäus Volksmahſchen (en miniat.) vollft. 
den und Verwandten ergebenſt an. N 17%, Sgr. Stein's Seclatismus und Gommunicmus in F ankreich, 1, Rtl. Humboldi's 
Malapane, den 18. Juli 1848. Kosmos, 1—2. 4 Rtl. Rotteck's und Welcker's Staats⸗Lexicon, 14 Br. 1834—1843. Con⸗ 
Dr. G. Auf. verſationslexica in diverſen Ausg. (Brockh. u. m. a.) a 4— 15 Rtl. Streites Atlas in 82 
Todes Anzeige. — — Karten nebſt 3 Bd. Text, anſt. 8 ſ. 3 Rt. Poppe's Magazin, 5 Rumpf's 

Stark im Ertragen von Leiden, mäßig im Disputir- und Vortragekunſt 227, Sar. Hartig, Erhrb. f. Jäger. 2 l 


enuß von Freuden, hart geprüft, jedoch ſte r 5 
ge 10 mie ne e e ee Oberſchleſiſche Eiſenbahn. 


ergeben ſo wie © Ni A 
tranfenlager im en Lebe „ 5 1 N i ; 

— 1 königliche preußiſche Major Mit dem 1. Sept. d. 3. wird die Reſtauration auf unſerm Bahnhofe in Ohlau pacht⸗ 

Herr Johann v. Hauenſchild, ein treuer los. Zur Wiederverpachtung haben wir einen Termin auf den 12. Auguſt Nachmittags 

forgfamer Water und Ehrenmann in jeder 4 uhr in unſerm Central Bureau hier anberaumt, woſelbſt fo wie bei dem Bahnhof⸗In⸗ 

Beziehung. Seinen zahlreichen Freunden und ſpektor Hrn. Seligo in Ohlau, die Pachtbedingungen eingeſehen werden können. 

Bekannten widmen dieſe Anzeige zur Theil⸗ Breslau, den 19. Juli 1848. Das Direktorium. 


nahme an dem bnterblich Verluſt: 
Die hinterbliebenen Enkelkinder, A \ fi S ‘ : 
Schwiegertochter und Pflegekinder. Säch U ch⸗Schleſiſche Eiſenbahn. 
Iſcheidt, den 19. Juli 1848. Bekanntmachung, 
Todes » Anzeige, Beſtimmungen über die präkludirten Interims⸗Aktien der 9. Einzahlung betreffend. 
Nach Jahre langen, namenloſen Leiden Nachdem in der letzten, am 29. Juni d. J. abgehaltenen General⸗Verſammlung der 
verſchied geſtern Abend 11%, uhr unſere Aktionäre der Sächſiſch⸗Schleſiſchen Eiſenbahn⸗Grſellſchaft beſchloſſen worden iſt: 
theure geliebte Mutter, Schwieger⸗ und „den Inhabern der Interims⸗Aktien der Iten Einzahlung, die Nachzahlung der am 
Großmutter, die verwittwete Oberförſter 31. Juli v. J. fällig geweſenen 10ten Einzahlung zu geftatten und von der ſtatu⸗ 
Henriette Otto, geborene Schneyder, tenmäßigen Präklufion unter der Bedingung abzuſehen: daß die verwirkte Conven⸗ 
in dem Alter von 72 Jahren. Dieſe traurige tionalſtrafe von 1 Rthl. pro Interims⸗Aktie gezahlt und die Stückzinſen auf die 
Anzeige widmen allen Verwandten und verſpätete Einzahlung vergütet werden, — fo werden hiermit die Intereſſenten auf⸗ 
Freunden, ſtatt jeder beſonderen Meldung: gefordert, dieie Interime⸗Aktien Hter Einzahlung bei unferer Hauptkaſſe, Bahnhof 
Die Hinterbliebenen. Antonftraße Dresden, zu präfentiven und gegen Erlegung von 
Militſch, den 19. Juli 1848. 10 Kthl. als Betrag der 10ten Einzahlung, 
b 1 Kthl. als verwirkte Conventlonalſtrafe 
und den Zinſen von 5 pt, pro anno vom 31. Juli 1847 bis zum Tag der Prä⸗ 
ſentation gegen volle Aktien umzutauſchen. 2 
ne 8 Fed welche bis zum 
en Dezember dieſes Jahres 
aber zum Umtaufh nicht tt find ee 7 Rechte und Anſprüche un⸗ 
widerruflich und für immer verluftig. 
Dresden, den 10. Juli 1848. { 


Das Direktorium 
er Sächſiſch Schleſiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 


i ir bi üöhrte die Hände der königli 

Nachdem ich das ven mir bisher geführte Lotterie-Geſchäft in d igli⸗ 
chen General⸗Lotterie⸗Direktion zurück gewährt, der Eönigl. e Hr. Froböß 
von Hochderſelben aber mit der Abwickelung be 1 116 bis nu 2 7 75 N 
alle diejenigen, welche in Angelegenheiten des 2 Seren Froböß zu wenden. erbin⸗ 


dung ſtanden, auf, ſich von jetzt ab, lediglich J. Holſcha 
— n. 


Breslau, den 19. Juli 1848. re 

Nachdem die kgl. Generatzgorterie-Direktion mir die Verwaltung der Holſchauſchen 
ere Einnahme übertragen hat, fordere ich alle Diejenigen, welche aus der erwähnten 
Kollekte Looſe entnehmen eben, nt auf 0 Lotterie⸗Einneh⸗ 
mer nach in ache den 19. Jul 18485. iet ab, lediglich an 


mich zu wenden. Der königliche Lotterle⸗Einnehmer Frobög, Blücherplatz Nr. 8. 


In Sachen der Gewerbefreiheit. 


In der Beilage Nr. 163 der Oder⸗Zeitung iſt mein Auff befreiheit ab⸗ 
ebeudt, — lige dates der Die — intereſſirt, dae = a 
nach die gründli \ ung der Handwerkmeiſter in 168 der Bres⸗ 
lauer Zeitung zu würdigen. ſter in der 9 er Kopiſch. 


Technische Seetion. 
Montag, den 24. Juli, Nachmittags 6 Uhr: 


Einrichtung und Wirkung der Feuerspritzen, 
in Bezug auf eine nach neuer und eigen- 
thümlicher Construction von dem Mechani- 
kus Herrn Ilgmann verfertigten und in 
der Sitzung vorzuweisenden mit Saugrohr 
versehenen Spritze einen Vortrag halten, 


Runft: Anzeige. 

Sonntag und Montag werden im Scheit⸗ 
niger Park an der Schweizerei große Kunſt⸗ 
und Seil⸗Vorſtellungen nebſt Konzert und 
Vogelſchießen, Stangenklettern ſtattfinden. 
Auch find Cosmoramen daſelbſt zu fehen, 
Anfang Nachmittag 5 uhr. Wozu ergebenſt 
einladet: Vernhardt, Künſtler. 


Fürſtensgarten. 


Sonntag den 23. Juli Vorſtellungen ma⸗ 
giſcher Tableaur; Näheres beſagen die An⸗ 
ſchlagezettel. chumaun. 


Die 3. Mufſtellung von Sattler's 
Kosmoramen iſt bis 23. Juli zu ſehen. 
Ein Lehrling zur Pharmazie 
wird in eine — biegen Ahe — 
und das Nähere der Droguerie⸗Handlung 

Adolf Koch mitgetheilt. y 


* 


Proklama. 

Von dem unterzeichneten königlichen Land⸗ 
und Stadtgerichte wird bekannt gemacht, daß 
über das Vermögen des Seilermeiſters Ru⸗ 
dolph Keil jun. in der Karthauſe bei Lieg⸗ 
nitz der Concurs eröffnet, deſſen Anfang auf 
die Mittagsſtunde des 16. Februars d. J. 
feſtgeſetzt worden iſt, und die Maſſe, welche 
vorzüglich aus dem Grundſtück Nr. 65, von 
Karthaus und dem Mobiliarvermögen konſti⸗ 
tuirt wird, eine Unzulänglichkeit von 2392 
Thlr. 25 Sg. 3 Pf. ergeben dürfte. Alle etz 
waigen unbekannten Gläubiger des Seilermei⸗ 
ſters Rudolph Keil jun. werden daher vorge⸗ 
laden, in termino den 20. Auguſt d. J., Vor. 


mittags um 10 uhr, vor dem Deputirten | - 


Herrn Oberlandesgerichts⸗Aſſeſſor Hoffmann 
in dem Scene hieſelbſt entweder 
perſönlich oder durch mit vollſtändiger Infor⸗ 
mation und geſetzlicher Vollmacht verſehene 
Mandataren aus der Zahl der hieſigen Ju⸗ 
ſiiz⸗Kommiſſarien, von denen bei etwaniger 
Unbekanntſchaft die Herren Juſtizrath Haſſe 
und Juſtizkommiſſarius Putze in Vorſchlag 
gebracht werden, zu erſcheinen, ihre Forderun⸗ 
gen anzumelden und gehörig zu beſcheinigen, 
ſich auch über die Beibehaltung des vorläufig 
beſtellten Interims⸗Curators Juſtizkommiſſa⸗ 
rius Barſchdorf zu erklären, oder auch ihre 
Wahl auf einen andern der hieſigen Juſtiz⸗ 
Kommiſſarien zu richten, und demnächſt das 
Weitere zu gewärtigen. Beſonders iſt es, in⸗ 
dem zugleich im Termin und künftighin über 
mehrere Gegenſtände ein Beſchluß gefaßt wer⸗ 
den muß, durchaus erforderlich, daß die Gläu⸗ 
biger, inſofern ſie den Verhandlungen nicht 
perſönlich beiwohnen können, einen Mandatar 
mit gerichtlicher, alle etwa vorkommenden 
Gegenſtände und Deliberationen umfaſſenden 
Specſal⸗Vollmacht verſehen, ſonſt fie bei al⸗ 
len dergleichen Deliberationen und Beſchlüſſen 
gar nicht weiter zugezogen, vielmehr als den 
Beſchlüſſen der übrigen Gläubiger und den 
hiernach zu treffenden Verfügungen beiſtim⸗ 
mend geachtet werden ſollen. Diejenigen 
Gläubiger, welche ſich bis zu oder in dem 
Termin nicht melden, werden bald nach dem: 
ſelben, in Gemäßheit der allerhöchſten könig⸗ 
lichen Kabinets⸗Ordre vom 16. Mai 1825, 
mit allen ihren Anſprüchen an die Maſſe 
präcludirt, und es wird ihnen deshalb gegen 
die übrigen Creditoren ein ewiges Stillſchwei⸗ 
gen auferlegt werden. 

Liegnitz, den 6. April 1848. 

Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 
Hoffmann⸗Scholz. 
Oeffentliches Aufgebot. 

Die notarielle Urkunde vom 12. Februar 
1812 über das Muttererbe der Auguſtine 
Mathilde Schneider, Tochter des Kauf⸗ 
mann Benjamin Gottlob Schneider, im 
Betrage von 97 Rtl. oder 582 Flor., welches 
im Hypothekenbuche des zu rau adt sub 
Nr. 323 belegenen Hausgrundſtücks Rubr. III. 
Nr. 3 eingetragen ſteht, iſt verloren ge⸗ 

gangen. En 

Auf den Antrag des jetzigen Beſitzers des 
erwähnten Grundſtücks wird die Auguſtine 
Mathilde Schneider und deren Ehemann, 
Tanzlehrer Heinrich Pelletier, genannt 
Kirſchner, reſp. deren Erben, Ceſſionarien 
oder die ſonſt in ihre Rechte getreten ſind, 
hierdurch aufgefordert, ihre Anſprüche ſpäte⸗ 
ſtens im Termine 

den 16. November d. J. 

tags um 9 uhr 
in unſerem Inſtruktionszimmer vor unſerem 
Deputirten Land⸗Gerichts⸗Rath Poldt ent: 
weder perſönlich oder durch zuläſſige Bevoll⸗ 
mächtigte, wozu die Juſtiz⸗Kommiſſarien 
Kutzner und Freyer vorgeſchlagen werden, 
anzumelden und nachzuweiſen, widrigenfalls 
dieſelben mit allen ihren Anſprüchen an das 
gedachte Dokument und das verpfändete 
Grundſtück präkludirt, ihnen damit ein ewi⸗ 
ges Stillſchweigen auferlegt und das Doku: 
ment amortiſirt werden wird. 0 

Frauſtadt, den 26. Juni 1848. 

Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 
Bauholz Verkauf. 

Zum meiſtbietenden Verkauf der vom Wind⸗ 
bruch gelagerten Bauhölzer, und zwar im 
Schutz⸗Bezirk Alt: Hammer circa Stück 
Kiefern und Fichten, und im Schutz⸗ Bezirk 
Raſchwitz circa 50 Stück Kiefern und Fichten, 
ſteht Term in auf den W. Juli d. J. Vor⸗ 
mittags 9 Uhr im Gaſthauſe zur goldenen 
Gans in Carlsmarkt an, welches mit dem 
Bemerken zur Kenntniß gebracht wird, wie 
die betreffenden Förſter die zu verkaufenden 
Hölzer auf Verlangen vorweiſen werden. 

Stoberau, den 19. Juli 1848. 

Königliche Forſtverwaltung. Rey ler. 

z Wein: Auktion, 

Am 15. Auguſt Morgens von 9 uhr ab, 
werden auf hieſigem königlichen Packhofe 

73 Kufen 
9 halbe Kufen 

750 Flaſchen 
* 1 Faß rother Ofener Wein 
Öffentlich verſteigert werden. 


Bon den Batiſt⸗Roben 
4 27% und 3 Nele, ebenfo Mouſſeline de Laine- 
Kleider à 2%, und 3 Rtlr., die mir von ei⸗ 
nem Anewärtigen Haufe zum Verkauf gege⸗ 
ben, iſt I fehe große Auswahl zu 


er A. Weisler, 


Schweidnitzer⸗ und Junkern⸗Straßen⸗Ecke. 


Vormit⸗ 


feine Ungar⸗Weine, 


(in allen Farben) 


— 1854 — 


Fürſtensgarten. 


Sonntag den 23. Juli Morgen: und Nach⸗ 
mittag⸗Konzert. Entree a Perſon 1 Sgr. 
A. Ziegler. 


DTdeiß⸗Garten. 
Sonnabend Reunion. 


Zum Fleiſch⸗ und Wurſt⸗Ausſchieben 
auf Sonntag, den 23. Juli, ladet ergebenſt 
ein: Höbel, Schankwirth, 
Waſſergaſſe 17. 
Fleiſch⸗ und Wurſt⸗Ausſchieben 
findet heute Sonnabend den 22. Juli, Oder⸗ 
Vorſtadt, Mathias⸗Straße Nr. 27 (zur Stadt 
Danzig) ſtatt; wozu um gütigen Beſuch 
freundlichſt einladet: 
Auguſt Hellmich, Schankwirth. 
Zum Fleiſch- und Wurſt⸗Ausſchieben im 
Blumen⸗Garten, Montag den 24. d. Mts., 
ladet ganz ergebenſt ein: 
Melzern, Cafetiere. 


Zur Tanzmuſik 
Sonntag den 23. Juli, ladet ergebenſt ein: 
Seiffert, in Roſenthal. 


Zur Tanzmuſik 
im Rothkretſcham Sonntag den 23. Juli la⸗ 
det ergebenſt ein: B. Fiebig, Cafetier. 
Einladung 

zum Federvieh⸗Ausſchießen, 

Sonntag den 30. Juli, in Merzdorf bei 
Ohlau, auf 120 Schritt Diſtanz, nach der 
Zirkelſcheibe. Die geehrten Theilnehmer fah⸗ 
ren per Eiſenbahn bis Leiſe vitz; von da aus 
iſt nur eine kurze Strecke zum Schießſtande. 
— Liſten zur Unterzeichnung mit Vermerk 
der Schießbeſtimmungen liegen bei den Herren 
Lerſch und Richter (Kornecke), Buchhalter 
Scholz (blaue Hirſch) und Kretſchmer Scholz 
(Oderſtraße) aus. Für gute Speiſen und 
Getränke wird Unterzeichneter Sorge tragen, 

und bittet um recht viel Theilnehmer. 
E. Mangliers, Gaſtwirth. 


Zum Erntefeſt, 
Sonntag den 23. Juli, ladet ergebenſt ein: 
Naabe, Gaſtwirth in Gabitz. 
Zur Einweihung des Gaſthofes zur Stadt 
Köln, in der Nikolai⸗Vorſtadt, Sonntag den 
23. Juli, lade ich ergebenſt ein. Für gute 
Speiſen und Getränke wird reichlich geſorgt 
ſein. Starezewski. 


Bekanntmachung. 

Eine in der freundlichſten Umgebung der 
Stadt Görlitz, nahe am Bahnhöfe und an 
ſehr frequenter Chauſſee gelegene Beſitzung 
mit wirklich ſchönen und beguemen Gebäuden, 
fruchtbaren Gärten, circa 20 Morgen beſten 
Ackers, einem Steinbruch und mit über 24 
Morgen beſter Neiſſethal-Wieſen — auf wel⸗ 
chen ſämmtlichen Grundſtücken keine Abgaben 
haften — iſt zu zeitgemäßen billigen Preiſen 
zu verkaufen. 

Falls es gewünſcht würde, ſo bietet ſich 
ſtets Gelegenheit, jenen Grundbeſitz durch 
Zukauf eben ſo wohl zu vergrößern, als ihn 
durch Verkauf auch zu verkleinern. 

Nähere Auskunft ertheilt die Hein ze'ſche 
Buchhandlung in Görlitz. 

Die Abonnements⸗Preiſe fur den Sommer 
1848 find in meiner Schwimm ⸗Anſtalt, 

interbleiche Nr. 3, von jetzt ab um die 

hälfte ermäßigt. 
Kallenbach. 


Ein ſchon gebrauchter aber noch guter 
Damenſattel wird zu kaufen geſucht durch 
Hübner u. Sohn Ring Nr. 35, 1 Tr. 


Von Friedrichshaller 
Bitterwaſſer 


friſcheſter Füllung empfing eine neue Sen⸗ 
dung und empfehle ſolches, wie auch alle an⸗ 
deren Sorten Mineral-Brunnen zu geneigter 
Abnahme. Brunnenſchriften verabreiche ich 


Carl Friedr. Keitſch, 


in Breslau, Stockgaſſe 1. 


Grüneicher Kalk. 


Die Grüneicher Kalkbrennerei iſt jetzt mit 


friſch gebranntem Krappitzer Kalk wieder 


verſehen und verkauft zu den ken 
Preiſen, ſowohl in der Fabrik ſelbſt als 
auch in der Niederlage Ohlauerſtraße 44. 


Zu vermiethen 
und bald zu beziehen iſt Ring Nr. 10 und 
11 ein Quartier im dritten Stock, im elegan⸗ 
teſten Zuſtande, und das Nähere beim Haus⸗ 


Eigenthümer daſelbſt zu erfragen. 


| Druck und Verlag von Graf, Barth und Comp- 


Bei Wilhelm Pahl in Zittau ift erſchienen und in allen Buchhandlungen der Ober: 
lauſitz, in Breslau bei Graf, Barth u. Comp. und Ferd. Hirt vorräthig: 

Offene Antwort auf den offenen Brief eines preuß. Oberlau⸗ 

ſitzers an die Sachſen von einem Sachſen. Preis 2 Sgr. 


In Folge freundschaftlicher Uebereinkunſt legt der Herr Wilhelm 
Hartmann zu Breslau die Agentur für unser Haus von heute ab nieder; 
bis zur Wiederbesetzung dieses Postens ersuchen wir daher unsere geehr- 
ten Geschäftsfreunde ergebenst, sowohl Aufträge als Kasse nur direet an 


uns gelangen zu lassen. 


erlin, den 15. Juli 1848. 


Gebrüder Danneel. 


Weilbacher Schwefelwaſſer, 


bekannt durch ſeine vorzügliche Verwendung gegen chroniſche Halskrankheiten, chroniſchen 


Katarrh, 
eine direkte Sendung 
die Handlung natürl 


langwierige Lungenkrankheiten, chroniſche Hautausſchläge ꝛc., 


empfing wieder 


icher und künſtlicher Mineralwäſſer 


F. W. Scheurich u. Straka, 


neue Schweidnitzerſtr. 7, nahe der Promenade. 


Glas- Anzeige. 


Wir empfehlen unſer Lager von feinen und ordinären Glaswaaren hiermit zur 
Eiche Beachtung, indem wir, durch eigenen Betrieb der Glashütten Waldſtein, 


ſchernitz, Femlitz und Bernsdorf, e 
britpreifen zu verkaufen im Stande ſind. 


Vor dem Ankauf der abhanden gekomme⸗ 
nen 2 Viertel⸗Looſe Nr. 27,496 e. d., Ater 
Kl. 97ſter Lotterie warnt: 

+ Wehlan, königl. Lott.⸗Einnehmer. 

Oſtrowo, 19. Juli 1848. 


Ein verheiratheter Forſtmann, welcher auch 
die Rechnungs- und Kaſſenführung vollkom⸗ 
men verſteht und die beſten Zeugniſſe darüber 
beibringen kann, ſucht entweder bald oder zu 
Michaelis ein paſſendes Unterkommen. Nö⸗ 
thigenfalls kann derſelbe auch Kaution legen. 
Desfallſige Anfragen werden unter Adreſſe 
A. R. poste restante Brieg erbeten. 


Eltern 
finden in Breslau für ihre Söhne eine ſehr 
anſtändige Penſion für monatlich 6 und 7 
Rtl. beim Lehrer Bitterling, Nikolaiſtraße 
Nr. 79, dicht am Ringe. 

Die Anfuhr von Granit-Bruchſteinen vom 
Freiburger Bahnhofe nach dem Kohlenplatz 
vor dem Oderthore iſt an Fuhren⸗unterneh⸗ 
mer zu vergeben; das Nähere Königsplatz 
Nr. 3 b. im Comtoir bei R. Reimann. 


Milch⸗Offerte. 


Gute Milch, wie ſie von der Kuh kommt, 
wie auch abgelaſſene und Sahn, gegen 130 
Quart, kann ein Dominium täglich bis früh 
7 uhr zum Verkaufe oder auf Abſchluß für 
das ganze Jahr nach Breslau liefern. 

Das Nähere bei dem Goldarbeiter Herrn 
Joſ. Caſſirer, Riemerzeile Nr. 20. 21. 

Eine Sendung türkiſcher Mouffeline de 
Laine⸗Roben à 4 Rtlr., fo wie die neueſten 
Muſter in Balzorine, die vollſtändige Robe 
21 Ellen für 4 Rtlr,, ebenſo eine Partie Ga: 
ſimir⸗Tiſch⸗Decken a 3 Rtlr. empfiehlt: 


A. Weiöler, 
Schweidnitzer- und Junkern⸗Straßen⸗Ecke. 
Gute Flügel ſind billig zu verkaufen und 

zu verleihen Hummerei Nr. 56. 
Ohlauerſtraße Nr. 55 iſt der zweite Stock 

durch Herrn S. Meyer, par terre zu vermiethen. 
Ein freundliches Vorderſtübchen, 3 St., mit 

oder ohne Möbel, iſt bald zu beziehen Humm. 56. 


Ritterplaß Nr. 5 


iſt der erſte Stock zu vermiethen. 


Zu vermiethen 
iſt eine Wohnung von 4 Stuben, Küche und 


ZN: —Ü— —2ü—9—ẽ— — — — 


e 
bez. u. , Prior. 4½% 87 / u. E 
c 34% 68%, Gib, 4 2 


4 bez. Oberſchleſiſche Li. A 3% 82% a 


niſche 54 Br., Prior, 4% 
bahn 4%, 37% bis 381 

. 4 bis 38%, bez. 
50 Rtl. 877 etw. bez. 


ſiſche Pfandbriefe Lit. B 31,0, bez. u. 


Cours⸗Blatt.) Geld: 


n gros und eu detail zu den billigſten Fa⸗ 


Hertel und Warmbrunn, Ohlauerſtr. 44. 


Eine gute Belohnung 
erhält derjenige, welcher den gegenwärtigen 
Aufenthalt des Baron v. Hundt, Beſitzer 
auf Birkendorf bei Guhrau, Büttnerſtraße 
Nr. 31, zweite Etage, anzeigt. 


Riemerzeile Nr. 11 iſt der erſte Stock zu 
vermiethen. 


Eine Wohnung in einer Vorſtadt für 25 
Rthl. iſt zu erfragen Riemerzeile Nr. 14 im 
Drechslergewöͤlbe. 


Zwei kleine Wohnungen 
ſind Domplatz Nr. 2 zum Apollo⸗Saale zu 
vermiethen und das Nähere Ring Nr. 22 im 
Gewölbe zu erfahren. 


Tauenzienſtraße Nr. 80 iſt eine freundliche 
Wohnung von 6 Stuben und Zubehör, ſowie 
eine kleinere von 4 Stuben, Kabinet und Zu⸗ 
behör Term. Michaelis zu vermiethen. Eben⸗ 
daſelbſt iſt auch Stallung für 2 Pferde und 
Wagenremiſe, entweder einzeln oder zu einer 
der beiden Wohnungen zu vermiethen. 

Zu vermiethen iſt Blücher⸗Platz Nr. 7, der 
dritte Stock. 


Wohnungs: Anzeige. 

Zu Michaelis d. J. eine herrſchaftliche 
Wohnung von 5 Zimmern, Entree, Bedien⸗ 
tenſtube und Küche nebſt Boden und Keller 
u. ſ. w. auf einer frequenten Straße, fo wie 
ein ſchönes Gewölbe, Comptoir, Vorder- und 
Hinter⸗Wohnung mit großer Küche, Boden 
und Keller und ſonſtige Räumlichkeiten. Das 
Nähere zu erfragen bei 

Ch. Aſchmann, 
Neumarkt Nr. 1, unten im Gewölbe. 


Vermiethungs⸗Anzeige. N 
Ring Nr. 35 iſt der Hausladen ſo wie die 
erſte Etage als Handlungsgelegenheit oder 


Wohnung von Michaelis d. J. ab, desgl. die 


zweite Etage, die Wohnung vorn heraus ſo⸗ 
fort und hintenheraus von Michaelis d. J. 
oder auch die ganze Etage von Michaelis d. 
J. ab zu mäßigen Preiſen zu vermiethen und 
zu beziehen. Das Nähere bei der verwittw- 
Frau Kaufm. Katzer daſelbſt, ſo wie beim 
Kommiſſionsrath Hertel, Seminargaſſe 15. 


Breslauer Getreide: i 
am 21. 5 Preiſe 


Beigelaß, am Schweidnitzer Stadtgraben Borte: bete mite geringſte 
Nr. 14, Ecke des Salvaterplages. Bae water MS, TE. e. 
Bu dermlerhen Weizen, gelber 64 „, 61 56 „ 
ſiſt Schmiedebrücke Nr. 54 ein Spezerei⸗che⸗ Roggen 36 u. a 
wölbe und das Nähere zu erfragen Oderſtr. Gerte... 28 5 20 4 1 * 
Nr. 33 im Fleiſchgewölbe. . Hafer e 
Breslau, den 21. Juli. 


tiefe 5% 
3 


Berlin, den 20. Juli. 
) Eiſenbahn⸗ Aktien: Köln⸗Mindener 31,% 


Krakau-⸗Oberſchleſiſche 4% 35 — Es 
rakau⸗Ober iſche 4% bez. Nieder 
bez., Prior. 5 % id., Ser. Ul. 5% 


83 bez., Li. B 82%, à 83 bez. Rhei⸗ 


67 bez. — Quittungs⸗Bogen: Friedrich⸗Wilhelms⸗Nord⸗ 
Poſen-Stargard 4% 63 Br. — Fonds- und Geld“ 
Staats⸗Schuld⸗Scheine 3½% % 733 


bez. Seehandlungs⸗Prämien⸗Scheine # 


8 
ld. 


Poſener e 4% 91 ½ id., neue 31,0, 77% bez. Schle⸗ 
4 


Friedrichsd'or 113%, Br. Louisd'or 


112½ etw. bez. Polniſche Pfandbriefe alte 4% 86% Gld., neue 86% Gld. 


Redakteur: Nimbs, 


